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Im Sommer haben Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte an sechs Terminen die Möglichkeit, an extra für 
sie geplanten Golfeinsteigerkursen teilzunehmen. Mit diesem Kompaktangebot tragen wir besonders der Termindichte 
der Berufsgruppe Rechnung.

Resort Dolomitengolf für DATEV-Mitglieder

In vier Tagen Golf lernen und Platzreife 
erlangen

Programmablauf, Leistungen und Preise

Planen Sie die Anreise möglichst bis 15:00 Uhr ein, da Sie noch am selben Tag die ers-
te Übungsstunde erhalten. In den Folgetagen finden täglich Übungen und theoreti-
scher Unterricht statt. Am Vormittag des Abreisetages erlangen Sie die Platzreife im 
Rahmen einer praktischen und theoretischen Prüfung.
Sie wohnen direkt am Golfplatz im neuen Hotel „Dolomitengolf Suites“:
• vier Übernachtungen inklusive Frühstück und Abendessen in der Juniorsuite,
• Golfkurs, Leihausrüstung, PE-Prüfung und Mitgliedschaft für das laufende Jahr.

Sofern gewünscht, wird die Mitgliedschaft für DATEV-Mitglieder zum Sonderpreis 
von 259 Euro p.a. plus 36 Euro Verbandsbeitrag fortgesetzt.

Preis je Person in der Juniorsuite zur Alleinbenutzung:  990 Euro
Preis je Person in der Juniorsuite mit zwei Kursteilnehmern: 790 Euro
Preis für zweite Person in der Juniorsuite ohne Kurs:  580 Euro

Termine 

Gründonnerstag, 17. April – Ostermontag, 21. April 2014
Mittwoch, 14. Mai – Sonntag, 18. Mai 2014
Mittwoch, 11. Juni – Sonntag, 15. Juni 2014
Mittwoch, 26. Juli – Sonntag, 30. Juli 2014
Mittwoch, 20. August – Sonntag, 24. August 2014
Mittwoch, 17. September – Sonntag, 21. September 2014
Mittwoch, 8. Oktober – Sonntag, 12. Oktober 2014

Buchungen direkt über das Hotel
mit Stichwort „DATEV-Angebot“ 

E-Mail: info@dolomitengolf-suites.com 

Telefon: +43 - 4852 - 61122 500 
www.dolomitengolf-suites.com

Anzeige

mailto:info%40dolomitengolf-suites.com?subject=
http://www.dolomitengolf-suites.com
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Liebe Leserinnen  
und Leser,

MARKUS KORHERR

Chefredakteur DATEV magazin  
und Rechtsanwalt

Eine Woche lang war das DATEV-
Blog-Team auf der CeBIT in Han-
nover und hat viele spannende 
Themen festgehalten. Was es dort 
zu bestaunen gab und welches 
Fazit DATEV zieht, erfahren Sie im 
Blog.
www.datev-blog.de

Ausgabe 02/2014 des Unternehmer-
magazins der Berater und der DATEV 
für die Weitergabe an die Mandan-
ten berichtet wieder über viele  
Praxisthemen, unter anderem über 
die Vorausgefüllte Steuererklärung 
sowie Big Data.
www.datev.de/trialog

Meistgelesen und -gesehen

Das war die  
CeBIT 2014

April-Ausgabe  
TRIALOG ist da

nach langer politischer Diskussion machte der Gesetzgeber zum Ende 

der vergangenen Legislaturperiode dann doch noch den Weg frei. 

Durch Einführung der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Be-

rufshaftung (PartGmbB) steht den freien Berufen jetzt eine Gesell-

schaftsform zur Verfügung, die nahezu perfekt auf die Bedürfnisse der 

gemeinsamen Berufsausübung ausgerichtet ist.

Diese Personengesellschaft, gewürzt mit einer Prise Haftungs-

struktur analog den Kapitalgesellschaften, ist – sozusagen als Hybrid 

– vor allem für Rechts- und Patentanwälte, Steuerberater und Wirt-

schaftsprüfer eine wettbewerbsfähige Alternative zu anderen Rechtsfor-

men, insbesondere zur englischen Limited Liability Partnership (LLP).

Denn sie verbindet die steuerlichen Vorteile einer Personengesell-

schaft mit der Beschränkung der Haftung für fehlerhafte Berufsaus-

übung auf das Gesellschaftsvermögen.

Im Titelthema werden die Voraussetzungen beschrieben, die man 

bei Gründung einer PartGmbB beachten muss, aber auch die Wege 

skizziert, die man gehen sollte, sofern der Umstieg von einer klassi-

schen Sozietät (GbR), einer bisherigen PartG oder gar einer GmbH in 

die neue Gesellschaft angedacht ist.

Viel Vergnügen bei der Lektüre der aktuellen Ausgabe.

Ihre Meinung interessiert mich. Schreiben Sie mir: magazin@datev.de

Markus Korherr

Unser Ziel: stets aktuelle Software  
bei schneller Installation. Daher wird die 
DATEV-Software dieses Jahr in kleineren 
Einheiten als Releases zum DFÜ-Abruf 
bereitgestellt. Nutzen Sie die Standard
installation. Das System erkennt die 
erforderlichen Updates. 
www.datev.de/service-release

Software-Releases 
2014
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Perspektiven  

Wir müssen handeln – jetzt!
Der Berufsstand der Steuerberater leidet unter einem 

Mangel an Nachwuchs. Dieses Problem gilt es zu 

lösen. Eine Möglichkeit: den Beruf bekannter machen 

und sein Image aufpolieren.

06

Praxis  

21  Uns lieb und teuer
Wenn das elterliche Einkommen und Vermögen für den eigenen 

Lebensabend nicht ausreicht, werden die Kinder zur Verantwortung 

gezogen. Wann und unter welchen Umständen werden die Kinder 

verpflichtet und was bedeutet das genau?

 

24  Gut beraten mit allen Daten
Daten, Daten, Daten – um die Aufgabe der internen Unternehmens-

überwachung und -steuerung übernehmen zu können, benötigt der 

Buchhalter möglichst viele, möglichst aktuelle Informationen.

27  Warum auf Pension verzichten?
Ein Berufsleben lang vertrauen Gesellschafter-Geschäftsführer darauf, 

im Rentenalter Bezüge von ihren ehemaligen Unternehmen zu 

erhalten. Unter bestimmten Voraussetzungen kann es aber auch 

steuerlich sinnvoll sein, diese Ansprüche abzutreten.

21

Eckhard Schwarzer: 
„Natürlich unterstützt Sie 

Ihre Genossenschaft aktiv 

bei diesem Vorhaben.“

08

Nachrichten Steuer & Recht 20

Titelthema – Wege in die PartGmbB

08  Lang herbeigesehnt
Die Partnergesellschaft mit beschränkter Berufshaftung (PartGmbB) ist 

eine neue Rechtsform für freie Berufe. Als deutsche Parallele zur 

britischen Limited haben viele Berufsträger lange darauf gewartet. 

12  Wunderbar wandelbar
Auch für Kapitalgesellschaften besteht die Möglichkeit, in die 

Rechtsform der PartGmbB, einer Personengesellschaft, zu wechseln. 

Zwar gibt es dabei Hürden, doch sind diese recht einfach zu nehmen.

15  Den Königsweg wählen
Für Sozietäten gibt es gleich mehrere Alternativen, wie sie ihre 

Gesellschaftsform in eine PartGmbB umwandeln können. Einige davon 

können aber während der Umgestaltung kompliziert werden.

18  Steuerrecht folgt Zivilrecht
Der Wechsel von einer GbR in eine PartGmbB ist nicht nur aus 

zivilrechtlicher Sicht sinnvoll, sondern auch aus einem steuerrechtli-

chen Blickwinkel. Das bestätigt auch der Bundesfinanzhof.

Umzüge für 
Kanzleien
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Ehrenpreiswürdig
Kindern aus finanziell schwachen Familien die Teilnahme 

am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen, das ist das 

Ziel des Erfurter Vereins Kindervisionen. Steuerberaterin 

Gabriele Linsel hat den Verein gegründet und wurde für ihr 

Engagement bereits ausgezeichnet.

38

Kanzleimanagement

31  Sicherheitsbausteine für den Arzt
Vor allem im medizinischen Bereich spielt das Thema 

Datenschutz eine sehr große Rolle. Absolute Sicherheit ist 

allerdings nur schwer zu realisieren. Steuerberater können 

ihre Mandanten dabei unterstützen.

31

DATEV news

33  Jetzt wechseln!
Microsoft beendet Unterstützung für Windows XP und  

Office 2003. Es ist Zeit zu wechseln.

34  Wirtschaftsmediation und Verhandlungsführung
Zusätzliche Beratungsmöglichkeiten schaffen größere Erfolgs-

chancen und stärken Kompetenzen.

35  Auslieferung durch Service-Releases
Die neuen Software-Versionen stellt Ihnen DATEV zum Abruf im 

Rechenzentrum bereit.

36  Zeit zum Nachdenken und Planen
Veranstaltungen der DATEV-Akademie bieten Möglichkeiten  

zur Fortbildung und zum Erfahrungsaustausch.

33

Nachrichten aus der Genossenschaft 30
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VORSCHAU

Titelthema
Mitarbeiter- und Nachwuchsgewinnung

Im steuerberatenden Berufsstand herrscht 

Nachwuchsmangel an Mitarbeitern und 

Kanzleinachfolgern. Das Steuerrecht gilt 

gemeinhin als wenig attraktiv. Das muss sich 

ändern, um junge Erwachsene, Studenten und 

Multiplikatoren zu gewinnen.

Impressum 29
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Über den Fachkräftemangel in unterschiedlichen Branchen liest und 

hört man regelmäßig. Gerade in der Steuerberatung sind die Zah-

len alarmierend. Das bekommen Sie in der täglichen Praxis am eigenen 

Leib zu spüren. Es fehlt an geeigneten Auszubildenden und an Fachper-

sonal. Weder scheint der Mangel in der breiten Öffentlichkeit bekannt 

zu sein, noch rennen Schulabgänger den Kanzleien die Türen ein. 

Weder Baby Schimmerlos noch Liebling Kreuzberg

Woran liegt es, dass die steuerberatenden und die dazugehörigen Lehr-

berufe nicht sehr viel Zulauf erfahren? Das Steuerfach gilt gemeinhin 

als staubtrocken und steht daher bei Berufsanfängern nicht auf Platz 

eins der Jobwunschliste. Sind Schulabgänger auf der Suche nach einer 

Ausbildungsstelle im Büro, sind die Medien-, Immobilien-, Banken- und 

Tourismusbranche beliebt. Darunter können sich auch alle etwas vor-

stellen. Nahezu jeder ist in Online-Portalen aktiv, liest Illustrierte, kennt 

Mietverträge, hat schon mal ein Konto eröffnet oder eine Reise gebucht. 

Aber mit Steuern verbinden die meisten zunächst nur Zahlen, kompli-

zierte Vorgänge und Formulare, Behördenmief, unangenehme, aber  

unvermeidliche Pflichten, von deren Ausgang man sich meistens mehr 

verspricht, als man schlussendlich zurückbekommt. Zudem sind die Be-

rührungspunkte zu Steuerberatern bei Jugendlichen eher die Ausnahme. 

Berufsbilder werden häufig auch durch Film und Fernsehen  

bekannt. Dort wimmelt es von Anwälten, Ärzten oder Journalisten. Sym-

pathieträger sind Anwalt Robert Liebling aus Kreuzberg und selbst der 

Klatschreporter Baby Schimmerlos aus Kir Royal. Aber Steuerberater 

Wir müssen  
handeln – jetzt!

Autor Eckhard Schwarzer

Nachwuchs- und Mitarbeitermangel

In welchem Beruf hat man mit beinahe allen Lebensbereichen seiner Kunden zu 
tun, ist sowohl persönlicher als auch Unternehmensberater, Helfer in der Not und 
Gestalter? In der Steuerberatung. Doch anscheinend wissen das nicht viele. Da 
es an geeignetem Nachwuchs mangelt, wird es Zeit, die Zunft vor allem bei der 
Jugend bekannter zu machen und das Image etwas aufzupolieren.

sind bisher keine Helden der Bildschirme. Bedauerlich, denn Sie wissen 

am besten, wie vielseitig, knifflig und geschäftig die Steuerberatung ist 

und dass sie vor allem alle Lebensbereiche berührt. Sie ist komplexe 

Materie und bedeutet oftmals Argumentation und Reibung zwischen 

besonders engagierten Partnern. Häufig ist es ein Drahtseilakt oder eine 

Rettungsaktion, immer aber eine Operation am offenen Herzen – den 

Geschäftsbüchern. Ein attraktives Arbeitsumfeld, in dem die Beratung 

der Mandanten im Vordergrund steht. Aber das Bild der Ärmelschoner 

und Zahlenschubser spukt landläufig in den Köpfen. Dabei ist man in 

kaum einem anderen Beruf näher am Menschen mit seinen Sorgen und 

Nöten und kann so viel für ihn gestalten, ist aufmerksamer Zuhörer und 

Unternehmensberater. Natürlich reden wir hier nicht über einen aus-

schließlich selbstlosen karitativen Job, sondern hier verdient es sich 

auch ganz gut. 

Zudem bietet die Branche gute Perspektiven und ist krisensicher. 

Leider weiß von diesem spannenden Wirkungsfeld nur die Berufsge-

meinschaft, die händeringend nach geeignetem Nachwuchs sucht. Da-

her müssen wir den Spieß umdrehen. Wenn nicht ausreichend viele 

kompetente und engagierte Bewerber den Stellenangeboten der Kanz-

leien folgen, müssen wir – die Berater selbst und ihre Vertreter – aktiv in 

die Öffentlichkeit gehen und für die Zunft werben. 

Was passiert, wenn wir jetzt nicht aktiv handeln?

Beinahe ein Viertel der Berufsträger ist über 60 Jahre alt. Sowohl die 

Zahl der Prüfungskandidaten als auch die der erfolgreichen Absolven-
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ECKHARD SCHWARZER

Vorstand für Service und  
Vertrieb bei DATEV

MEHR DAZU 

Lesen Sie mehr über die Nachwuchs- und Mitarbeitergewinnung 
in der Steuerberatung in der Titelstrecke der kommenden Ausgabe 
des DATEV magazins. Hier wird auch die Kampagne „Rock Deine 
Zukunft“, mit der DATEV im Mai startet, vorgestellt.

Informieren Sie sich unter www.rock-deine-zukunft.de 

ten der Steuerberaterprüfung sind in den vergangenen Jahren rückläu-

fig. Man muss kein Hellseher sein, um die Entwicklung für die nächsten 

20 Jahre zu prognostizieren. Die Zahlen der nicht zu besetzenden Aus-

bildungs- und Fachkräftestellen in den Kanzleien sind ebenfalls alar-

mierend. Das heißt in Konsequenz, dass wir die Steuerberatung mehr 

ins Licht der Öffentlichkeit rücken und mit dem weitverbreiteten Vorur-

teil des mausgrauen Images aufräumen müssen. Wir sollten für den 

Berufsstand dort werben, wo junge Menschen die Weichen für ihr Le-

ben stellen – in Schulen, Berufsschulen, an Unis, auf Berufsmessen –, 

und somit frühzeitig Einblick in ein vielseitiges und forderndes beruf

liches Umfeld gewähren. Praktika sind häufig der erste Schritt ins Er-

werbsleben.

Genossenschaftlicher Gedanke

Für Ihre Genossenschaft ist es selbstverständlich, Sie und den Berufs-

stand aktiv bei diesem Vorhaben zu begleiten. Daher starten wir Anfang 

Mai unter anderem mit unserer Kampagne „Rock Deine Zukunft“. Wir 

gehen seit einiger Zeit mit Veranstaltungen und Vorträgen für Studie-

rende an Universitäten. Der DATEV-Führerschein mit bisher über 500 

erfolgreichen Absolventen an 30 Hochschulen zeigt bereits jetzt das 

große Interesse bei künftigen Berufskollegen. Zudem wollen wir Sie 

noch mehr im Kanzleimarketing und Personalmanagement unterstüt-

zen. Dabei wollen wir nicht ein allgemeingültiges Konzept über alle 

Kanzleien stülpen, sondern jede soll ausreichend Rüstzeug an die Hand 

bekommen, um den eigenen individuellen Weg zu beschreiten.

Jeder Einzelne kann der Botschafter für den eigenen Berufsstand  

sein und somit helfen, ihn bekannter zu machen. Wenn Sie aktiv wer-

den, gewinnen Sie die besten Köpfe für die Steuerberatung. Stellen Sie 

sich mit Ihrer Kanzlei als attraktiver Arbeitgeber auf und tragen Sie das 

auch nach außen. Wichtig ist es, junge Menschen auszubilden, einmal 

gewonnene Mitarbeiter zu fördern und zu binden sowie Praktika anzu-

bieten. Jeder von Ihnen kann seinen Teil dazu beitragen, dass Jugendli-

che künftig die Steuerberatung als eine spannende und herausfordern-

de Tätigkeit wahrnehmen und als Berufswahl in Betracht ziehen.

Und wir unterstützen Sie dabei. DATEV wird Ihnen – auf Ihre Anfor-

derungen zugeschnitten – das nötige Werkzeug mitgeben und jederzeit 

mit Rat und Tat zur Seite stehen. Lassen Sie uns diese Aufgabe gemein-

sam angehen und bewältigen.  ●

http://www.rock-deine-zukunft.de
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Das Gesetz zur Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit 

beschränkter Berufshaftung und zur Änderung des Berufs-

rechts der Rechtsanwälte, Patentanwälte, Steuerberater und Wirt-

schaftsprüfer wurde am 18. Juli 2013 im Bundesgesetzblatt verkün-

det und ist am darauffolgenden Tag im Wesentlichen in Kraft getre-

ten. Zwischenzeitlich war befürchtet worden, das Gesetzesvorhaben 

ließe sich in der vergangenen Legislaturperiode nicht mehr verwirk-

lichen und falle somit der Diskontinuität anheim. 

In der Presse wird die neue Gesellschaftsform als deutsche Alter-

native zur britischen Limited Liability Partnership (LLP) und als 

Schließung einer Lücke im System gefeiert. Wo das Gewerbe die 

GmbH & Co. KG habe, bekämen die Freiberufler die PartGmbB. Diese 

Variante der gut eingeführten Partnerschaftsgesellschaft (PartG) für 

die freien Berufe vereinige steuerliche Transparenz (also die Besteu-

erung allein auf der Ebene der Gesellschafter) mit einer Haftungsbe-

schränkung, wenn es zu beruflichen Fehlern kommt. 

Damit passt die neue Gesellschaftsform besonders zu Kanzleien 

und anderen freiberuflichen Zusammenschlüssen, in denen die Part-

ner in Teams zusammenarbeiten. Das Gesetz wirkt dem Trend von 

Kanzleien entgegen, sich in der Rechtsform der LLP zusammenzu-

schließen, und gibt den kleineren Freiberuflergesellschaften eine 

lange erwartete Alternative, denn die Vorteile der PartGmbB kommen 

gerade den kleineren und mittleren Berufsausübungsgemeinschaften 

zugute: Ihnen war nämlich bisher die Flucht in die LLP verwehrt. 

Rechtsnatur der PartGmbB 

Bei der PartGmbB handelt es sich um eine Rechtsformvariante der 

PartG. Sowohl die PartG als auch die PartGmbB sind eine Personen-

handelsgesellschaft mit teilweise beschränkter Haftung. Der Unter-

schied ist nur die Reichweite der persönlichen Haftung der Partner. 

Nach dem Haftungskonzept der klassischen PartG haften die Part-

ner für allgemeine Verbindlichkeiten der Partnerschaft nach § 8 

Abs. 1 Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG) als Gesamtschuld-

ner. § 8 Abs. 2 PartGG beschränkt jedoch die Haftung für berufliche 

Fehler auf diejenigen Partner, die mit der Bearbeitung des haftungs-

auslösenden Mandats beauftragt waren.

Bei der PartGmbB ist gegenüber den Gläubigern eine Haftung für 

aus fehlerhafter Berufsausübung entstehende Schäden auf das Ge-

sellschaftsvermögen beschränkt. Eine persönliche Haftung des ein-

zelnen Partners ist insoweit ausgeschlossen. Voraussetzung dafür ist 

nach § 8 Abs. 4 PartGG allerdings, dass die Partnerschaft eine zu die-

sem Zweck durch Gesetz vorgegebene Berufshaftpflichtversicherung 

unterhält. Die Einzelheiten der zu unterhaltenden Berufshaftpflicht-

versicherung regelt das jeweilige Berufsrecht.

Fälle weiter bestehender persönlicher Haftung

Die Haftungsbeschränkung auf das Vermögen der Partnerschaft setzt 

voraus, dass die Mandatsverträge von der Partnerschaft geschlossen 

werden. Sollten einzelne Partner Mandate im eigenen Namen anneh-

men, haften sie demzufolge für aus solchen Mandaten resultierende 

Verbindlichkeiten persönlich. Ebenso bleibt die persönliche Haftung 

der einzelnen Partner für deliktische Ansprüche bestehen. 

Außerdem greift die Haftungsbeschränkung auf das Vermögen 

der Partnerschaft nur für berufliche Fehler. Sonstige Verbindlichkei-

ten der Partnerschaft, wie beispielsweise aus Kauf-, Miet- oder 

Dienstverträgen, sind nicht erfasst. Hierfür haften die Partner nach 

Lang herbeigesehnt
Autor Dr. Dirk Uwer

Neue Rechtsform für die freien Berufe

Die Einführung der PartGmbB ist die systematisch richtige Antwort auf die Bedürf-
nisse der Praxis. Die erforderlichen Schritte zur Neugründung oder Umwandlung 
sind überschaubar, die verbleibenden Risiken erscheinen beherrschbar.
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wie vor nach § 8 Abs. 1 PartGG persönlich als Gesamtschuldner. Noch 

nicht abschließend geklärt ist die Behandlung laufender Mandate, 

wenn sich eine bestehende PartG oder GbR in die PartGmbB umwan-

delt. Gute Gründe sprechen dafür, für das Eingreifen der Haftungs-

privilegierung auf den Zeitpunkt der Pflichtverletzung und nicht den 

der Mandatsvereinbarung abzustellen, denn die Haftungsbegren-

zung knüpft gesetzlich an die bestehende (regelmäßig höhere) Versi-

cherungsdeckung für die PartGmbB an. In je-

dem Fall sollten die Dauermandanten auf die 

neue Rechtsformvariante, das damit verbunde-

ne Haftungsregime und den (verbesserten) Ver-

sicherungsschutz hingewiesen werden.

Gründung einer PartGmbB

Zur Neugründung einer PartGmbB sind nur we-

nige Schritte erforderlich. Neben dem Ab-

schluss eines schriftlichen Partnerschaftsver-

trags muss die Partnerschaft eine Berufshaft-

pflichtversicherung abschließen und die Grün-

dung zum Partnerschaftsregister anmelden. Mit Eintragung der 

Partnerschaft in das Register ist der Gründungsakt vollzogen.

Abschluss des Partnerschaftsvertrags 

Ausgangspunkt jeder Partnerschaft ist der Abschluss eines schriftli-

chen Partnerschaftsvertrags, der insbesondere den Namen und den 

Sitz der Partnerschaft, den Namen und den Vornamen sowie den 

Wohnort jedes Partners, den in der Partnerschaft ausgeübten Beruf 

sowie den Gegenstand der Partnerschaft benennt (§ 3 Abs. 1  

und 2 PartGG). Zur Vermeidung einer unbegrenzten Haftung, etwa 

nach Rechtsscheingrundsätzen, muss der Name einer PartGmbB be-

stimmte Mindestanforderungen erfüllen und im Geschäftsverkehr, 

insbesondere auf Geschäftsbriefen [vgl. § 7 Abs. 5 PartGG in Verbin-

dung mit § 125a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Handelsgesetzbuch (HGB)], ge-

führt werden. Gemäß § 2 Abs. 1 PartGG in Verbindung mit § 8 Abs. 4 

Satz 3 PartG muss der Name enthalten:

• �den Namen mindestens eines Partners, wobei 

unter bestimmten Voraussetzungen auch die Na-

men früherer Sozien fortgeführt werden können,

• �die Zusätze „und Partner“, „Partnerschaft“ 

oder „Partnerschaftsgesellschaft“ oder an de-

ren Stelle die Zusätze „Part“ oder „PartG“,

• �den weiteren Zusatz „mit beschränkter Berufs-

haftung“ oder die entsprechende Abkürzung 

„mbB“ oder eine andere allgemein verständli-

che Abkürzung dieser Bezeichnung, um die 

Haftungsbeschränkung im Geschäftsverkehr 

zum Ausdruck zu bringen, sowie

• �die Berufsbezeichnung aller in der Partnerschaft vertretenen Berufe.

Berufshaftpflichtversicherung

Die Haftungsbeschränkung setzt nach § 8 Abs. 4 Satz 1 und 2 PartGG 

ferner den Abschluss und die Aufrechterhaltung einer Berufshaft-

pflichtversicherung voraus. Dabei handelt es sich um eine freiwillige 

Versicherung, für die gleichwohl einige Regelungen der Pflichtversi-

cherung [§ 113 Abs. 3 und §§ 114 bis 124 Versicherungsvertragsge-

Die Haftungsbe-
schränkung auf das 
Gesellschaftsvermö-

gen greift nur für 
berufliche Fehler, 
nicht für sonstige 
Verbindlichkeiten.

Umzüge für 
Kanzleien
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setz (VVG)] entsprechend gelten. Dadurch soll gewährleistet werden, 

dass Versicherungsschutz auch in den Fällen besteht, in denen der 

Versicherer von der Leistungspflicht gegenüber der Partnerschaft be-

freit ist, etwa weil diese mit Prämienzahlungen im Verzug ist oder ihre 

Obliegenheiten verletzt hat. Die Ansprüche des geschädigten Man-

danten werden in diesen Fällen entsprechend § 117 Abs. 1 VVG als be-

stehend fingiert. Die Versicherer haben aber keine Möglichkeit, die 

Haftung für Ersatzansprüche wegen wissentlicher Pflichtverletzung 

auszuschließen. Nach dem Willen des Gesetzge-

bers sollte so eine weitere Schutzlücke geschlos-

sen werden, die entsteht, wenn die Haftung des 

Versicherers wegen eines wissentlichen Pflicht-

verstoßes entfällt, ohne dass zugleich deliktische 

Ansprüche gegen den Handelnden bestehen. Es 

gilt nun die allgemeine Regel des § 103 VVG. 

Im Vergleich zu den am Markt bislang verfüg-

baren Versicherungsprodukten für Partner-

schaftsgesellschaften impliziert die neue Rege-

lung eine erhebliche Haftungserweiterung für die 

Versicherer. Man wird deshalb nicht ausschließen 

können, dass sich der notwendige Versicherungsschutz für die 

PartGmbB nur zu ungünstigeren Konditionen erlangen lässt, als dies 

nach dem ursprünglichen Regierungsentwurf noch zu erwarten war.

Versicherungsumfang

Die Berufshaftpflichtversicherung muss im Fall der Rechtsanwalts-

PartGmbB die Haftpflichtgefahren für Vermögensschäden decken, die 

sich aus der Beratung und Vertretung in Rechtsangelegenheiten erge-

ben. Im Übrigen gelten die allgemeinen Erfordernisse an die Berufs-

haftpflichtversicherung von Rechtsanwälten (§ 51 Abs. 1 Satz 2 und 

Abs. 2, 3 Nr. 2 bis 5 und Abs. 5 bis 7 BRAO) entsprechend. Vergleichba-

re Anforderungen gelten für die Berufshaftpflichtversicherungen von 

Zusammenschlüssen von Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern in ei-

ner PartGmbB (§ 67 Abs. 1 und 2 StBerG, § 54 WPO).

Die Mindestversicherungssumme unterscheidet sich je nach Pro-

fession. So gilt für Rechtsanwälte eine Summe von 2,5 Millionen Euro 

je Versicherungsfall, wobei die Leistungen des Versicherers für alle 

innerhalb eines Versicherungsjahres verursachten Schäden auf den 

Betrag der Mindestversicherungssumme, vervielfacht mit der Zahl 

der Partner, mindestens jedoch den vierfachen Betrag der Mindest-

versicherungssumme (also zehn Millionen Euro) begrenzt werden 

können (§ 51a Abs. 2 BRAO). Für Wirtschaftsprüfer beträgt die Min-

destversicherungssumme eine Million Euro je Versicherungsfall 

(§ 54 Abs. 1 Satz 2 WPO in Verbindung mit § 323 Abs. 2 Satz 1 HGB). 

Steuerberater müssen eine Berufshaftpflichtversicherung mit einer 

Mindestversicherungssumme von einer Million Euro je Versiche-

rungsfall unterhalten, wobei die Leistung des Versicherers für alle in-

nerhalb eines Versicherungsjahres verursachten Schäden auf den Be-

trag der Mindestversicherungssumme, verviel-

facht mit der Zahl der Partner, mindestens je-

doch den vierfachen Betrag (also vier Millionen 

Euro) begrenzt werden kann (§ 67 Abs. 2 

StBerG, § 52 Abs. 4 StBerO).

Die Berufshaftpflichtversicherung ist durch 

die Partnerschaft abzuschließen und aufrecht-

zuerhalten. Der Gesetzgeber schätzt die jährlich 

zu zahlende Versicherungsprämie auf rund 

2.500 Euro je Berufsträger. Die einzelnen Part-

ner bleiben nach herrschender Meinung neben 

der Partnerschaft versicherungspflichtig. Dies 

wird damit begründet, dass es sich bei der Berufshaftpflichtversiche-

rung nach § 8 Abs. 4 PartGG um eine eigenständige Versicherung der 

Partnerschaft handelt, die freiwillig ist. Die Pflichtversicherung der 

Berufsträger bleibe daher vom zusätzlichen Abschluss der freiwilli-

gen Versicherung unberührt. Das (Fort-)Bestehen der Berufshaft-

pflichtversicherung der Partnerschaft ist Voraussetzung für die ge-

setzliche Haftungsbegrenzung. Wird die Versicherung nicht oder 

nicht gemäß den gesetzlichen Anforderungen unterhalten, greift die 

allgemeine Handelndenhaftung nach § 8 Abs. 2 PartGG. 

Keine Voraussetzung der Haftungsbegrenzung ist dagegen, dass 

die Versicherung im Schadensfall den Schaden vollständig deckt. Die 

persönliche Haftung lebt also nicht wieder auf, wenn die vorgeschrie-

bene Versicherungssumme im konkreten Fall überschritten ist oder 

die Versicherung aus versicherungsrechtlichen Gründen, etwa bei 

grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz, die Zahlung nicht leistet. 

Interdisziplinäre Kanzleien

Wie gezeigt differieren die anwendbaren Mindestversicherungssum-

men je nach Profession. Bei interprofessionellen Sozietäten stellt sich 

daher die Frage, welche Mindestversicherungssumme gilt. 

Bei interprofessio-
nellen Sozietäten 

stellt sich daher die 
Frage, welche Min-
destversicherungs-

summe gilt.

PartGmbB
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Das Gesetz regelt diese Frage nicht. Im Gesetzgebungsverfahren 

wurde insoweit auf einen allgemeinen berufsrechtlichen Grundsatz 

verwiesen, nach dem bei divergierenden berufsrechtlichen Anforde-

rungen stets die strengste gelte. Maßgeblich ist also jeweils die 

höchste Mindestversicherungssumme.

Anmeldung und Eintragung

Im Verhältnis zu Dritten wird die Partnerschaft 

erst mit ihrer Eintragung in das Partnerschafts-

register wirksam (§ 7 Abs. 1 PartGG). Die Regis-

teranmeldung muss nach § 4 PartGG und § 106 

HGB folgende Angaben enthalten:

• �Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort, 

den in der Partnerschaft ausgeübten Beruf so-

wie Vertretungsmacht jedes Partners,

• �Name (einschließlich Zusatz), Sitz und inlän-

dische Geschäftsanschrift sowie Gegenstand der Partnerschaft.

Der Anmeldung ist nach § 4 Abs. 3 PartGG außerdem eine Versi-

cherungsbescheinigung gemäß § 113 Abs. 2 VVG beizufügen. Nach 

§ 113 Abs. 2 VVG muss die Bescheinigung die Versicherungssumme 

und die der Versicherung zugrunde liegende Rechtsvorschrift (hier 

§ 4 Abs. 3 PartGG) enthalten.

Von der bestehenden PartG zur PartGmbB

Auch bestehende Partnerschaftsgesellschaften können nachträglich in 

eine PartGmbB umgewandelt werden. Da es sich bei der PartGmbB le-

diglich um eine Variante der klassischen PartG handelt, ist dafür aller-

dings kein Formwechsel nach § 190 Abs. 1 UmwG erforderlich oder 

möglich. Die Umwandlung der PartG in eine PartGmbB setzt lediglich 

einen Beschluss der Partnerversammlung voraus, demzufolge 

• �die Partnerschaft als Partnerschaft mit beschränkter Berufshaf-

tung fortgeführt,

• �der Name der Partnerschaft um den Namenszusatz nach § 8 Abs. 4 

Satz 3 PartGG ergänzt und der Partnerschaftsvertrag entsprechend 

geändert sowie

• �eine Berufshaftpflichtversicherung nach § 51a BRAO abgeschlos-

sen und unterhalten werden soll.

Der Beschluss bedarf der Schriftform, da mit ihm eine Änderung 

des Partnerschaftsvertrags verbunden ist (§ 3 Abs. 1 PartGG). Zudem 

Die Vorgaben zur 
Mindestversiche-
rungssumme sind 
in dem jeweils an-
wendbaren Berufs-

recht geregelt. 

sehen die Partnerschaftsverträge üblicherweise vertraglich be-

stimmte Formerfordernisse vor. Der Beschluss bedarf der für die Än-

derung des Partnerschaftsvertrags erforderlichen Mehrheit, sofern 

der Partnerschaftsvertrag nicht Einstimmigkeit verlangt.

Darüber hinaus muss die Partnerschaft eine Berufshaftpflichtversi-

cherung entsprechend den oben beschriebenen 

Mindestanforderungen wirksam abschließen und 

unterhalten. Zur Vorbereitung der Anmeldung 

zum Partnerschaftsregister ist eine Versicherungs-

bescheinigung nach § 113 Abs. 2 VVG einzuholen.

Schließlich ist die Namensänderung nach 

§§ 3 Abs. 2 Nr. 1, 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Satz 3 PartGG zur Eintragung in das Part-

nerschaftsregister anzumelden.

Die Versicherungsbescheinigung gemäß § 113 

Abs. 2 VVG ist der Anmeldung beizufügen (§ 4 

Abs. 3 PartGG). Die Kosten für die Anmeldung der 

Namensänderung sowie der Einreichung der Versicherungsbescheini-

gung durch den Notar beim Partnerschaftsregister und die Registerge-

bühr werden vom Gesetzgeber auf etwa 140 Euro geschätzt.

Umwandlung aus anderen Rechtsformen

Die PartGmbB ist als Rechtsformvariante der klassischen PartG um-

wandlungsfähiger Rechtsträger. Sie kann daher übernehmender oder 

neuer Rechtsträger einer Verschmelzung oder Spaltung oder Rechts-

träger neuer Rechtsform eines Formwechsels sein (§§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 

124 Abs. 1, 191 Abs. 2 Nr. 2 UmwG).

Ausblick

Die Ausdifferenzierung des Haftungssystems der Partnerschaftsge-

sellschaft ist die systematisch richtige und konsequente Antwort auf 

die Bedürfnisse der Praxis. Die Einführung der PartGmbB bietet eine 

weitere Möglichkeit der Haftungskonzentration und bietet ein Alterna-

tivmodell zur LLP. Die erforderlichen Schritte zur Neugründung sind 

überschaubar, die wenigen verbleibenden Rechtsrisiken erscheinen 

beherrschbar. 

Den Weg zur PartGmbB zu beschreiten, wird sich auch und gerade 

für die Berufsausübungsgemeinschaften lohnen, für die eine LLP 

nicht in Betracht kommt. ● 

DR. DIRK UWER, LL. M.

Rechtsanwalt und Partner bei Hengeler Mueller in 
Düsseldorf mit den Schwerpunkten Öffentliches 

Wirtschaftsrecht, Umwelt- und Energierecht, 
Datenschutz sowie Compliance
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Wunderbar 
wandelbar
Interview RA Robert Brütting

Formwechsel nach dem Umwandlungsgesetz 

Vor der Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in die lang ersehnte neue Rechtsform der 
freien Berufe sind nur wenige gesellschaftsrechtliche Herausforderungen zu bestehen, 
wie Rechtsanwältin Manuela Roeding aus Düsseldorf erläutert.

DATEV magazin: Kommt beim Wechsel von einer gängigen Sozietät 

zur Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 

(PartGmbB) eine Umwandlung nach dem Umwandlungsgesetz 

(UmwG) in Betracht?

MANUELA ROEDING: Nein, das UmwG gilt nicht für Gesellschaften des 

bürgerlichen Rechts (GbR) und ist daher nicht anwendbar. Als GbR or-

ganisierte Sozietäten können allerdings auch ohne Anwendung um-

wandlungsrechtlicher Vorschriften nach allgemeinen Regeln identitäts-

wahrend in die Rechtsform der PartGmbB wechseln. Dazu müssen le-

diglich der Name der Sozietät und der Sozietätsvertrag geändert, eine 

Berufshaftpflichtversicherung abgeschlossen und unterhalten werden 

sowie die PartGmbB zum Partnerschaftsregister angemeldet und im Re-

gister eingetragen werden. Das Gesellschaftsvermögen geht dabei auto-

matisch auf die PartGmbB über. 

DATEV magazin: Und wie verhält es sich beim Wechsel von der her-

kömmlichen Partnerschaftsgesellschaft (PartG) zur PartGmbB?  

MANUELA ROEDING: Bei der PartGmbB handelt es sich lediglich um 

eine Rechtsformvariante der PartG und um keine eigene Rechtsform. 

Daher ist ein Formwechsel nach dem UmwG nicht möglich, aber auch 

nicht erforderlich. Eine klassische PartG kann nämlich auf dem gleichen 

Weg identitätswahrend in die PartGmbB wechseln wie die als GbR orga-

nisierten Sozietäten.

DATEV magazin: Bei welchen Konstellationen greifen dann die Re-

gelungen des UmwG?

MANUELA ROEDING: Ein Formwechsel nach dem UmwG bietet sich 

insbesondere den in der Rechtsform der GmbH oder AG organisierten 

Vereinigungen von Angehörigen der freien Berufe an.

DATEV magazin: Worauf ist bei einem derartigen Formwechsel be-

sonders zu achten? 

MANUELA ROEDING: Grundvoraussetzung ist nach § 228 Abs. 2 

UmwG, dass im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels in 

eine PartGmbB alle Anteilsinhaber des formwechselnden Rechtsträgers 

natürliche Personen sind. Zudem müssen sie einen freien Beruf im  

Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes 

(PartGG) ausüben. Diese Voraussetzungen sind beispielsweise beim 

Formwechsel einer Anwalts-GmbH typischerweise erfüllt. Die Gesell-

schafter einer Rechtsanwaltsgesellschaft müssen nach § 59e Abs. 1 

Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) Rechtsanwälte oder Angehörige 

sozietätsfähiger Berufe nach § 59a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 BRAO sein. 

Gleiches gilt in entsprechender Anwendung für die Anwalts-AG.

DATEV magazin: Ist bei einem Formwechsel ein Umwandlungsbe-

richt erforderlich?

MANUELA ROEDING: Grundsätzlich muss das Vertretungsorgan des 

formwechselnden Rechtsträgers nach § 192 UmwG einen ausführlichen 

schriftlichen Bericht erstatten, es sei denn, alle Anteilsinhaber verzich-

ten auf den Bericht. Die Verzichtserklärung bedarf der notariellen Beur-

kundung.

DATEV magazin: Was muss dieser Bericht enthalten? 

MANUELA ROEDING: Der Bericht muss den Formwechsel und insbe-

sondere die künftige Beteiligung der Anteilsinhaber an der Partner-

schaft rechtlich und wirtschaftlich erläutern und begründen sowie den 

Entwurf des Umwandlungsbeschlusses enthalten.

DATEV magazin: Findet eine Bewertung des formwechselnden 

Rechtsträgers statt?
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Die Versammlung 
selbst ist dann nach 

den für die 
betreffende Rechts-

form geltenden 
Vorschriften 

einzuberufen.

MANUELA ROEDING: Nein, da der Umwandlungsbeschluss gemäß 

§ 233 Abs. 1 UmwG einstimmig gefasst werden muss, ist den Anteilsin-

habern kein Barabfindungsangebot zu unterbreiten. Demzufolge sind 

weder eine Bewertung des formwechselnden Rechtsträgers noch Anga-

ben dazu im Umwandlungsbericht erforderlich. 

DATEV magazin: Sind Angaben zu verbundenen Unternehmen nach 

§ 8 Abs. 1 Satz 3 und 4 UmwG erforderlich?

MANUELA ROEDING: Sofern es um den Formwechsel einer Rechtsan-

walts-GmbH oder -AG in eine PartGmbB geht, 

dürfte dies eher selten der Fall sein. § 59c Abs. 2 

BRAO schließt die Beteiligung von Rechtsanwalts-

gesellschaften an anderen Zusammenschlüssen 

zur gemeinschaftlichen Berufsausübung aus, so-

dass insofern eine Konzernierung gemäß § 15 Ak-

tiengesetz (AktG) ausgeschlossen ist.

DATEV magazin: Aber wie sieht es aus, wenn 

ein Rechtsanwalt an mehreren Sozietäten mit 

mehreren Berufsträgern beteiligt ist?

MANUELA ROEDING: Bei einer derartigen Stern-

sozietät wird die Annahme einer Konzernierung 

im Sinne von § 15 AktG regelmäßig an den Mehr-

heits- und Stimmrechtsverhältnissen in der Sozietät scheitern.

DATEV magazin: Was alles ist im Zusammenhang mit der notwendi-

gen Versammlung der Anteilsinhaber zu beachten?

MANUELA ROEDING: Zunächst einmal ist der Entwurf des Umwand-

lungsbeschlusses gemäß § 194 Abs. 2 UmwG spätestens einen Monat 

vor dem Tag der Versammlung dem zuständigen Betriebsrat des form-

wechselnden Rechtsträgers zuzuleiten. Die Versammlung selbst ist 

dann nach den für die betreffende Rechtsform geltenden Vorschriften 

einzuberufen. Für bestehende GmbH gelten also die §§ 49 ff. des 

GmbH-Gesetzes (GmbHG), für AG die §§ 121 ff. AktG. Zusätzliche Erfor-

dernisse können sich aus dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzung er-

geben.

DATEV magazin: Sind Fristen zu beachten?

MANUELA ROEDING: Die für die GmbH beziehungsweise AG gelten-

den Einberufungsvorschriften werden durch § 230 UmwG ergänzt. Bei 

der GmbH ist der Formwechsel spätestens zusammen mit der Einberu-

fung als Gegenstand der Beschlussfassung in Textform anzukündigen 

und zudem der Umwandlungsbeschluss zu ver-

senden. Da die Einberufung nach § 51 Abs. 1 Satz 

2 GmbHG mit einer Frist von mindestens einer 

Woche zu bewirken ist, muss der Formwechsel 

also mindestens eine Woche vor der Versamm-

lung angekündigt werden. 

DATEV magazin: Kann auf die Einhaltung die-

ser Wochenfrist verzichtet werden?

MANUELA ROEDING: Nach allgemeiner Mei-

nung ja. Der Verzicht sollte dann aber im Interes-

se der Bestandsfestigkeit des Beschlusses im no-

tariellen Protokoll festgehalten werden.

DATEV magazin: Was gilt bei der AG?

MANUELA ROEDING: Im Fall des Formwechsels einer AG in eine 

PartGmbB ist der Umwandlungsbericht von der Einberufung der Haupt-

versammlung an in den Geschäftsräumen zur Einsicht auszulegen und 

jedem Aktionär auf Verlangen unverzüglich und kostenlos eine Ab-

schrift zu erteilen.

DATEV magazin: Gewissen Voraussetzungen unterliegt doch auch 

der Umwandlungsbeschluss selbst.

MANUELA ROEDING: Nach den §§ 193 Abs. 1, 233 Abs. 1 UmwG ist für 

den Formwechsel ein einstimmiger Beschluss der Anteilsinhaber erfor-
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derlich, dem auch die nicht erschienenen Anteilsinhaber zustimmen 

müssen. In formeller Hinsicht ist zudem zu berücksichtigen, dass der 

Beschluss und die Zustimmungserklärungen der nicht erschienenen 

Anteilsinhaber nach § 193 Abs. 3 UmwG notariell zu beurkunden sind.

DATEV magazin: Was alles muss in dem Umwandlungsbeschluss 

enthalten sein?

MANUELA ROEDING: Der notwendige Beschlussinhalt ergibt sich aus 

dem Gesetz. Nach den §§ 194 Abs. 1, 234 UmwG muss in dem Be-

schluss bestimmt sein, dass der neue Rechtsträger die Rechtsform einer 

PartGmbB haben soll, ferner der künftige Name 

der Partnerschaft – einschließlich des die Haf-

tungsbeschränkung zum Ausdruck bringenden 

Zusatzes nach § 8 Abs. 4 Satz 3 PartGG –, des Wei-

teren der Sitz der Partnerschaft sowie die künfti-

gen Beteiligungsverhältnisse. Nicht zu vergessen 

sind eventuelle Sonderrechte, der Partnerschafts-

vertrag selbst sowie die Folgen des Formwechsels 

für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen inklu-

sive der insoweit vorgesehenen Maßnahmen. Da-

gegen muss der Beschluss aufgrund des gelten-

den Einstimmigkeitsprinzips kein Abfindungsangebot gemäß § 207 

UmwG enthalten.

DATEV magazin: Sind bei der Beschlussfassung selbst spezielle 

Formvorschriften zu beachten? 

MANUELA ROEDING: Die Beschlussfassung muss in einer Versamm-

lung stattfinden. In dieser Versammlung ist der Umwandlungsbericht 

auszulegen. Bei einer AG kann der Umwandlungsbericht in der Haupt-

versammlung auch auf andere Weise zugänglich gemacht werden. Au-

ßerdem ist der Entwurf des Umwandlungsbeschlusses einer AG vom 

Vorstand zu Beginn der Versammlung mündlich zu erläutern, wie sich 

aus § 232 Abs. 2 UmwG ergibt.

DATEV magazin: Ganz entscheidend sind doch aber auch die spezi-

ellen Gründungsvoraussetzungen. 

MANUELA ROEDING: Das ist zutreffend. Bei einem Formwechsel in 

eine PartGmbB müssen sämtliche Voraussetzungen erfüllt werden, die 

auch für die Gründung einer PartGmbB gelten. Insbesondere muss also 

eine Berufshaftpflichtversicherung nach § 51a BRAO wirksam abge-

schlossen und unterhalten werden.

DATEV magazin: Was ist dann bei der Anmeldung der neuen 

PartGmbB zu beachten?

MANUELA ROEDING: Die PartGmbB ist sowohl zur Eintragung in das 

Handelsregister der formwechselnden GmbH beziehungsweise AG als 

auch zur Eintragung in das Partnerschaftsregister gemäß § 198 Abs. 2 

Satz 2 bis 5 UmwG anzumelden. Der konkrete In-

halt der Anmeldung zum Partnerschaftsregister 

richtet sich nach dem Gründungsrecht der 

PartGmbB. Außer den üblicherweise erforderli-

chen Unterlagen und Angaben zu den Partnern so-

wie zu Name, Sitz, Geschäftsanschrift und Gegen-

stand der Partnerschaft ist der Anmeldung also 

insbesondere die Versicherungsbescheinigung 

nach § 113 Abs. 2 des Versicherungsvertragsge-

setzes (VVG), in Ausfertigung oder öffentlich be-

glaubigter Abschrift, beizufügen.

DATEV magazin: Sind noch weitere Unterlagen erforderlich?

MANUELA ROEDING: Außerdem müssen die Niederschrift des Um-

wandlungsbeschlusses, die Zustimmungserklärungen nicht erschiene-

ner Anteilsinhaber, der Umwandlungsbericht oder die entsprechenden 

Verzichtserklärungen der Anteilseigner sowie der Nachweis über die 

fristgerechte Zuleitung des Entwurfs des Umwandlungsbeschlusses an 

den zuständigen Betriebsrat beigefügt werden. 

DATEV magazin: Welche Auswirkungen hat dann die Eintragung?

MANUELA ROEDING: Die Eintragung im Partnerschaftsregister be-

wirkt, dass der formwechselnde Rechtsträger als PartGmbB fortbesteht. 

Alle bisherigen Anteilsinhaber werden Partner der Partnerschaft. Even-

tuelle Beurkundungsmängel bei der Fassung des Umwandlungsbe-

schlusses oder bei der Abgabe gegebenenfalls erforderlicher Zustim-

mungs- oder Verzichtserklärungen werden geheilt.  ●

Die Eintragung im 
Register bewirkt, 

dass der formwech-
selnde Rechtsträger 
als PartGmbB fort-

besteht.

MANUELA ROEDING

Rechtsanwältin und Counsel bei Hengeler  
Mueller in Düsseldorf. Schwerpunkte ihrer Tätig-
keit sind unter anderem das Gesellschaftsrecht, 
die Neuordnung von Unternehmen sowie die 

gesellschaftsrechtliche Prozessführung.
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Den Königsweg 
wählen

Autor Prof. Dr. Burkhard Binnewies

Umwandlung der Sozietät in eine PartGmbB 

Für einen Rechtsformwechsel hin zu der neuen Gesellschaftsform mit beschränkter 
Berufshaftung kommen zivilrechtlich drei Wege in Betracht. Davon kann guten 
Gewissens eigentlich nur einer empfohlen werden.

TITELTHEMA Wege in die PartGmbB
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Nach wie vor ist der Großteil der Berufsausübungsgemeinschaften 

als Sozietät, also in der Rechtsform einer Gesellschaft des bürger-

lichen Rechts (GbR), organisiert. Die bisherige Partnerschaftsgesell-

schaft (PartG) ist nur begrenzt attraktiv, da eine persönliche Haftung der 

Partner nicht gänzlich ausgeschlossen wird, sondern die mit dem Man-

dat befassten Partner gemäß § 8 Abs. 2 Partnerschaftsgesellschaftsge-

setz (PartGG) persönlich haften. 

In der Praxis stellt sich daher nach Einführung der Partnerschaftsge-

sellschaft mit beschränkter Berufshaftung (PartGmbB) im Wesentlichen 

die Frage des Wechsels der Rechtsform von der GbR in die PartGmbB. 

Dabei kommen aus zivilrechtlicher Sicht drei Wege in Betracht, eine So-

zietät in die PartGmbB zu überführen.

Asset Deal

Möglich ist zunächst die Einzelrechtsübertragung aller Aktiva und Pas-

siva von der GbR auf die neu gegründete PartGmbB. In der Praxis ist 

dieser Weg uninteressant, da die Überführung von Verbindlichkeiten 

der Zustimmung der Gläubiger sowie die Überführung von Mandatsbe-

ziehungen der Zustimmung der Mandanten bedarf. Darüber hinaus gilt 

§ 613a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). Diese Erfordernisse erschwe-

ren den Weg des Asset Deals.

Andererseits kann der Asset Deal unter Gesichtspunkten der Präven-

tion von Haftungsrisiken der Altsozietät attraktiv sein. Der Betriebsüber-

gang kraft Asset Deals ist kein Fall der Gesamtrechtsnachfolge. Ohne 

gesonderte gesetzliche Anordnung scheidet, sofern vertraglich nicht 

anders geregelt, ein Übergang (unerkannter) Haftungsrisiken aus. 

Von besonderer Bedeutung kann das für neue 

Partner sein, die an der alten Sozietät noch nicht 

beteiligt waren. Diese können durch den Asset 

Deal von dem Damoklesschwert einer für sie un-

überschaubaren Haftung für Altverbindlichkeiten 

der Sozietät gegebenenfalls befreit werden, so-

fern nicht ausnahmsweise eine gesetzliche Haf-

tung, insbesondere nach § 25 Handelsgesetzbuch 

(HGB), greift. 

Analoge Anwendung des HGB

In der Literatur ist umstritten, ob § 25 HGB ana-

log für den Fall des Betriebsübergangs der bisherigen Sozietät auf die 

neue Partnerschaft kraft Asset Deals bei Fortführung des bisherigen 

Sozietätsnamens anwendbar ist. 

Gemäß § 25 Abs. 1 HGB haftet derjenige, der ein unter Lebenden 

erworbenes Handelsgeschäft unter der bisherigen Firma fortführt, 

für alle im Geschäftsbetrieb begründeten Verbindlichkeiten des frü-

heren Inhabers. Eine abweichende Vereinbarung Dritten gegenüber 

ist nur wirksam, wenn sie im Handelsregister eingetragen, bekannt 

gemacht und vom Erwerber oder Veräußerer Dritten mitgeteilt wor-

den ist (§ 25 Abs. 2 HGB). 

Gesetzlicher Ausgangspunkt der Diskussion um die analoge An-

wendung des § 25 HGB auf die PartG ist § 2 Abs. 2 PartGG. Die Rege-

lung erklärt § 18 Abs. 2, §§ 21, 22 Abs. 1, §§ 23, 24, 30, 31 Abs. 2, 

§§ 32 und 37 HGB auf die PartG entsprechend anwendbar. Ein Ver-

weis auf § 25 HGB fehlt mit der Folge, dass kontrovers diskutiert wird, 

ob die Verweisungsvorschrift des § 2 Abs. 2 PartGG eine abschließen-

de Aufzählung enthält und ob, falls das der Fall ist, die negative 

Sperrwirkung eines abschließenden Katalogs auch § 25 HGB um-

fasst. Teilweise wird die Anwendbarkeit des § 25 

HGB auf die PartG mit dem Hinweis bejaht, die 

Verweisungen des § 2 Abs. 2 PartGG seien zwar 

grundsätzlich abschließend, eine abschließen-

de Sperrwirkung beziehe sich aber nur auf fir-

menrechtliche Vorschriften im engeren Sinne.  

§ 25 HGB regele hingegen die Außenhaftung 

des Erwerbers und sei allenfalls im weiteren 

Sinne dem Firmenrecht zuzuordnen. Für ein 

solches Auslegungsergebnis spreche, dass § 2 

PartGG allein das Namensrecht der Partner-

schaftsgesellschaft, nicht auch die Außenhaf-

tung regele (vgl. hierzu § 8 PartGG).  

Gegen die analoge Anwendung des § 25 HGB wird eingewandt, der 

Wortlaut des § 2 Abs. 2 PartGG klammere §§ 25 und 28 HGB von der 

Verweisung aus. Die im Schrifttum zum Teil befürwortete Trennung 

zwischen firmenrechtlichen Vorschriften im engeren Sinn einerseits 

und den einer Analogie zugänglichen Bestimmungen der §§ 25 bis 28 

HGB andererseits sei im Wortlaut des § 2 Abs. 2 PartGG nicht angelegt.  

Sicht der Rechtsprechung

Die Rechtsprechung hat sich zu der Frage bislang nicht explizit geäu-

ßert. Grundsätzlich soll aber die analoge Anwendung des § 25 HGB auf 

nicht kaufmännische Unternehmen denkbar sein, wenn das Unterneh-

men in seinem Wesentlichen fortgeführt wird. 

Von Bedeutung ist eine Entscheidung aus dem Jahr 2009 zur ana-

logen Anwendung des § 28 HGB auf die PartG. Damals bezweifelte 

der Bundesgerichtshof (BGH) den Umkehrschluss dahin gehend, aus 

dem fehlenden Verweis in § 2 Abs. 2 PartGG könne man auf die feh-

PROF. DR. BURKHARD BINNEWIES

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuer-
recht sowie Partner der Sozietät Streck Mack 

Schwedhelm in Köln

Der Asset Deal 
kann unter Ge-

sichtspunkten der 
Prävention von Haf-

tungsrisiken der 
Altsozietät 

attraktiv sein.

Im Video erklärt Prof. Dr. Burkhard 
Binnewies, wann sich für Kanzleien ein 
Gesellschaftsrechtsformwechsel lohnt und 
wo die Vorteile der PartGmbB liegen.
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lende Analogiefähigkeit des § 28 HGB schließen, beantwortete die 

Frage der Analogiefähigkeit aber nicht. Für den Fall der Einbringung 

einer Einzelkanzlei in die GbR lehnte der BGH die Analogiefähigkeit 

des § 28 HGB indes ab.

Einbringung der Sozietätsanteile

Als zweiter Weg steht die Möglichkeit eines Vermögensübergangs 

mittels Übertragung sämtlicher Anteile an der GbR auf die neu ge-

gründete PartGmbB zur Verfügung. Durch Vereinigung sämtlicher 

Anteile der bisherigen Sozietät in der Hand der zuvor neu gegründe-

ten PartGmbB geht die Sozietät unter. 

Das Gesamthandsvermögen der GbR geht kraft Anwachsung auf 

die PartGmbB über (vgl. § 738 Abs. 1 BGB). Die GbR wird liquidati-

onslos vollbeendet. Einer Zustimmung der Gläubiger und der Man-

danten bedarf es aufgrund der Gesamtrechtsnachfolge nicht. 

Ein Widerspruchsrecht des Arbeitnehmers nach § 613a Abs. 6 

BGB gegen den Übergang eines Arbeitsverhältnisses besteht im Fall 

einer solchen Gesamtrechtsnachfolge nach Ansicht des Bundesar-

beitsgerichts (BAG) nicht. 

Bloße Vertragsänderung

Empfehlenswert ist der dritte Weg. Die Sozietät in der Rechtsform der 

GbR kann durch bloße Änderung des Sozietätsvertrags (§ 3 PartGG), 

Abschluss der erforderlichen Berufshaftpflichtversicherung sowie An-

meldung zum Partnerschaftsregister in die PartGmbB überführt wer-

den. Der Rechtsträger des Gesellschaftsvermö-

gens bleibt identisch, ein Rechtsträgerwechsel 

und damit ein Vermögensübergang findet zivil-

rechtlich nicht statt.

An dieser Auffassung sind in der Praxis ver-

einzelt Zweifel aufgekommen. Diese Zweifel 

werden damit begründet, dass die GbR gemäß 

§ 191 Abs. 1 Umwandlungsgesetz (UmwG) in 

Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 4 und § 190 

Abs. 1 UmwG nicht formwechselnder Rechts-

träger einer Umwandlung sein könne. 

Die Zweifel sind unbegründet. Der Umstand, 

dass die GbR im UmwG nicht ausdrücklich als formwechselnder 

Rechtsträger aufgenommen wurde, rührt daher, dass der Gesetzge-

ber dies als selbstverständlich vorausgesetzt und daher nicht als im 

UmwG regelungsbedürftig angesehen hat.

Gesetzesbegründung

In der Gesetzesbegründung zur Einführung eines Gesetzes zur 

Schaffung von Partnerschaftsgesellschaften und zu Änderungen an-

derer Gesetze vom 11. November 1993 wird ausgeführt: „Daß sich die 

Partnerschaft in das bestehende System der Personengesellschaften 

auf der Grundlage der Gesellschaft bürgerlichen Rechts und in weit-

gehender Anlehnung an das Recht der offenen Handelsgesellschaft 

eingliedert, kommt auch darin zum Ausdruck, daß wie zwischen den 

bereits bestehenden Personengesellschaften auch zwischen der Part-

nerschaft und den anderen Personengesellschaften ein identitäts-

wahrender Rechtsformwechsel möglich ist, der weder eine Vermö-

gensübertragung auf die ‚neue‘ Gesellschaft erforderlich macht, noch 

die Liquidation der ‚alten‘ Gesellschaft. Spezieller Umwandlungsvor-

schriften bedarf es hierzu nicht (…).“ 

Stellungnahme

Die Gesetzessystematik ist zwingend. § 2 Abs. 2 PartGG setzt einen 

identitätswahrenden Formwechsel der GbR in die PartG voraus. Die 

durch § 24 Abs. 2 HGB mögliche Namenskontinuität gilt nach dem 

Wortlaut des § 2 Abs. 2 Halbsatz 2 PartGG entsprechend „(…) bei Um-

wandlung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts in eine Partnerschaft“. 

Aufgrund dieser Vorschrift darf der Name eines bereits vor dem 

Rechtsformwechsel ausgeschiedenen Gesellschafters im Namen der 

PartG fortgeführt werden. Auf diese Weise ermöglicht die identitäts-

wahrende Umwandlung einer Sozietät in eine PartG, den in ihrem Na-

men enthaltenen Wert (Goodwill) in der Partnerschaft fortzuführen.  

Der Umstand, dass das Umwandlungsgesetz die GbR nicht als 

Rechtsträger eines Formwechsels benennt, kann die Annahme der Un-

zulässigkeit eines Formwechsels nicht begründen, da sich die Möglich-

keit des Formwechsels zwischen den Personengesellschaften aus den 

allgemeinen Vorschriften und der allgemeinen Gesetzessystematik er-

gibt. Nimmt die GbR ein Handelsgeschäft auf, wird sie mit Eintragung im 

Handelsregister zur OHG. Scheidet der einzig beschränkt haftende Kom-

manditist aus der KG aus, wird die KG zur OHG. Wird die beschränkte 

Haftung eines oder mehrerer Gesellschafter der OHG vereinbart und im 

Handelsregister eingetragen, wandelt sich die OHG um in die KG. 

In all diesen Fällen handelt es sich um einen identitätswahrenden 

Formwechsel kraft Gesetzes ohne Vermögensübergang. Das wird von 

niemandem angezweifelt. Daher kann für den 

Übergang von der GbR in die PartGmbB nichts 

anderes gelten. 

Zusammenfassung

Die Rechtslage zur analogen Anwendung des § 25 

HGB auf die PartG ist unsicher. Daher ist bei Über-

tragung des bisherigen Betriebs der Sozietät auf 

die PartG im Wege des Asset Deals und Fortfüh-

rung des bisherigen Sozietätsnamens Vorsicht ge-

boten. Soweit zulässig, sollte dann der Vertrag des 

Asset Deals die Übernahme von Verbindlichkeiten durch die PartG aus-

schließen. Des Weiteren sollte man vorsorglich die Eintragung eines 

Haftungsausschlusses nach § 25 Abs. 2 HGB beim Partnerschaftsregis-

ter beantragen. Erfahrungen, wie das Partnerschaftsregister mit einem 

entsprechenden Antrag umgeht, fehlen jedoch bislang. 

Auf der anderen Seite gehen sowohl die zivilrechtliche Literatur als 

auch die Rechtsprechung einhellig von der Möglichkeit eines identitäts-

wahrenden Rechtsformwechsels der GbR in die PartG aus. 

Da die Argumente von Rechtsprechung und Literatur schlüssig sind, 

tritt ein identitätswahrender Rechtsformwechsel kraft Gesetzes ein, 

wenn die GbR-Gesellschafter 

• �die Änderung des Gesellschaftsvertrags unter Einhaltung der Voraus-

setzungen des § 3 PartGG beschließen,

• �eine Haftpflichtversicherung im Sinne von § 8 Abs. 4 PartGG unterhalten, 

• �im Briefkopf ausreichend erkennbar auf die beschränkte Berufshaf-

tung hinweisen sowie 

• �die PartGmbB als solche zur Eintragung im Partnerschaftsregister an-

gemeldet haben.  ●

§ 2 Abs. 2 PartGG 
setzt einen iden-
titätswahrenden 
Formwechsel der 
GbR in die PartG 

voraus.
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Steuerrecht 
folgt Zivilrecht
Autor Dr. Markus Wollweber

Identitätswahrender Formwechsel

Auch unter steuerrechtlichen Gesichtspunkten bietet sich bei der Umwandlung 
einer GbR in eine PartGmbB der identitätswahrende Formwechsel durch bloße 
Gesellschaftsvertragsänderung an. 
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Das Gesetz zur Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit be-

schränkter Berufshaftung (PartGmbB) ermöglicht es Freiberuflern, 

die vertragliche Haftung für Verbindlichkeiten der Partnerschaftsgesell-

schaft (PartG) aufgrund von Schäden wegen fehlerhafter Berufsaus-

übung auf das Gesellschaftsvermögen zu beschränken. Voraussetzung 

ist zunächst der Abschluss eines wirksamen Partnerschaftsvertrags. 

Hier kann der Teufel im Detail stecken. 

So muss zum Beispiel nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 Partnerschaftsgesell-

schaftsgesetz (PartGG) im Partnerschaftsvertrag auch der Wohnort je-

des Partners angegeben werden. Nicht abschließend geklärt ist, ob die 

unterbleibende oder unvollständige Benennung der Wohnorte sowie 

der damit einhergehende Verstoß gegen § 3 Abs. 2 PartGG die Nichtig-

keit des Gesellschaftsvertrags gemäß § 125 Abs. 1 Bürgerliches Gesetz-

buch (BGB) herbeiführen kann. Sollte ein Partner über mehrere Wohn-

sitze verfügen und ist nicht abschließend sicher, an welchem Wohnort 

er seinen tatsächlichen Lebensmittelpunkt unterhält, kann im Zweifels-

fall die Nennung aller Wohnsitze des betroffenen Partners im Partner-

schaftsvertrag empfehlenswert sein. 

Soll nun eine Sozietät von der Rechtsform einer Gesellschaft des bür-

gerlichen Rechts (GbR) in eine PartGmbB überführt werden, kommen 

auch steuerrechtlich drei Varianten, namentlich Asset Deal, Einbrin-

gung von Sozietätsanteilen sowie identitätswahrender Formwechsel 

durch bloße Vertragsänderung, in Betracht. 

Asset Deal	

Hier droht steuerrechtlich die Aufdeckung stiller Reserven, insbesonde-

re in den halb fertigen Arbeiten und im Firmenwert. § 24 Umwand-

lungssteuergesetz (UmwStG) ist nicht einschlägig, die Anwendbarkeit 

von § 6 Abs. 5 Einkommensteuergesetz (EStG) bei der Überführung von 

Wirtschaftsgütern aus dem Gesamthandsvermögen in ein anderes Ge-

samthandsvermögen ist höchst umstritten.  

Einbringung von Sozietätsanteilen

Die Überführung der GbR in die PartGmbB durch Einbringung der GbR-

Anteile ist grundsätzlich steuerneutral nach § 24 UmwStG möglich. 

Sperrfristen nach § 6 Abs. 5 EStG beziehungsweise nach § 16 Abs. 3 

Satz 3 EStG sowie das Antragserfordernis nach § 24 Abs. 2 Satz 2  

UmwStG sind zu beachten.

Hat die Sozietät den Gewinn bis zur Einbringung aufgrund der Ein-

nahmenüberschussrechnung im Sinne des § 4 Abs. 3 EStG ermittelt und 

führt die übernehmende PartGmbB die Gewinnermittlung nach § 4 

Abs. 3 EStG ununterbrochen fort, so erlaubt es der Bundesfinanzhof 

(BFH), sofern die weiteren Voraussetzungen zur Buchwertfortführung 

nach § 24 UmwStG vorliegen, sowohl auf die Übergangsbilanz des ein-

tretenden Gesellschafters als auch auf die Einbringungsbilanz der Ge-

sellschaft zu verzichten. Auf diese Weise wird die Entstehung eines 

Übergangsgewinns/-verlusts vermieden. Nach Ansicht des BFH steht 

den Beteiligten allerdings ein Wahlrecht zu, ob sie eine Übergangs- und 

Einbringungsbilanz aufstellen oder aber auf den Zwischenschritt der Bi-

lanzierung verzichten wollen. Anders sieht es die Finanzverwaltung. Sie 

fordert in jedem Fall nach § 24 UmwStG die Errichtung einer Über-

gangs- und Einbringungsbilanz nach den Grundsätzen des Bestands-

vergleichs, gleich, ob nach der Einbringung die Einnahmenüberschuss-

rechnung im Sinne des § 4 Abs. 3 EStG vom übernehmenden Rechtsträ-

ger unmittelbar fortgesetzt wird. 

Ist tatsächlich eine Übergangs- und Einbringungsbilanz erstellt, las-

sen Rechtsprechung und Finanzverwaltung zeitlich nachgelagert die so-

fortige Rückkehr zur Einnahmenüberschussrechnung zur Gewinnermitt-

lung nach § 4 Abs. 3 EStG zu. Folge der Rückkehr zur Einnahmenüber-

schussrechnung ist eine gegenläufige zweite Übergangsbesteuerung, 

die in der Regel zu einem spiegelbildlichen Übergangsverlust führt. Da-

bei soll die erste Übergangskorrektur (Wechsel von § 4 Abs. 3 EStG zu 

§ 4 Abs. 1 EStG) nach dem bisherigen Gewinnverteilungsschlüssel, ein 

bei der späteren Rückkehr zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

gegebenenfalls entstehender Übergangsverlust oder -gewinn hingegen 

nach dem neuen Gewinnverteilungsschlüssel zu verteilen sein. 

Bloße Vertragsänderung 

Mangels Rechtsträgerwechsel und damit mangels Vermögensübergang 

ist auch der identitätswahrende Formwechsel durch bloße Vertragsän-

derung steuerneutral möglich. Stille Reserven werden nicht aufgedeckt. 

Der Rechtsträger bleibt nicht nur zivilrechtlich, sondern auch steuer-

rechtlich identisch. 

Der BFH erkennt den Formwechsel einer GbR in eine andere Perso-

nengesellschaftsrechtsform ausdrücklich an. Das hat er jüngst für die 

Überführung einer GbR in eine KG entschieden unter ausdrücklichem 

Hinweis darauf, dass „eine Personengesellschaft ihre Form außerhalb 

des UmwG kraft Gesetzes oder durch Rechtsgeschäft unter Wahrung 

der Identität ändern kann“. Gleiche Erwägungen greifen für die Partner-

schaftsgesellschaft beziehungsweise für die PartGmbB.

Soll eine GbR in eine PartGmbB überführt werden, bietet sich auch 

aus steuerrechtlicher Sicht ein identitätswahrender Formwechsel durch 

bloße Gesellschaftsvertragsänderung an.  ●

DR. MARKUS WOLLWEBER

Rechtsanwalt und Fachanwalt für  
Steuerrecht sowie Partner der Sozietät 

Streck Mack Schwedhelm in Köln
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Bettensteuer

Normenkontrollantrag abgewiesen
Die in Flensburg seit Januar 2013 

erhobene Beherbergungsabgabe 

auf entgeltliche Übernachtungen in 

einem Beherbergungsbetrieb, die 

sogenannte Bettensteuer, ist recht-

mäßig. Den Antrag eines Jugend-

herbergsbetreibers, die entspre-

chende Satzung der Stadt Flens-

burg für unwirksam zu erklären, hat 

das Oberverwaltungsgericht (OVG) 

mit Urteil vom 6. Februar 2014 ab-

gelehnt. Einen Eilantrag des Ju-

gendherbergsbetreibers gegen die 

Bettensteuer hatte das Gericht bereits im August 2013 abgelehnt. Zuvor 

hatte das OVG im Februar 2013 schon die Lübecker Bettensteuer für 

rechtmäßig erklärt.

Die Flensburger Bettensteuer 

wird als indirekte, auf die Gäste ab-

wälzbare Steuer von den Betreibern 

von Beherbergungsbetrieben in 

drei Stufen von 1,50 bis 4,00 Euro 

pro Nacht entsprechend der Einstu-

fung des Deutschen Hotelklassifi-

zierungssystems erhoben, sofern 

die Gäste volljährig sind und nicht 

beruflich bedingt übernachten. Das 

OVG hat entschieden, dass die Er-

hebung der Bettensteuer auch als 

Pauschalabgabe in drei Stufen zu-

lässig ist. Die Stadt Flensburg war rechtlich nicht gehalten, Übernach-

tungen in Jugendherbergen von der Besteuerung auszunehmen, zumal 

Kinder und nicht volljährige Jugendliche von der Steuer befreit sind.

Rotationspflicht

Reform der  
Abschlussprüfung

Häusliches Arbeitszimmer

Sind die Kosten  
aufteilbar?

Können Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nur dann 

steuerlich geltend gemacht werden, wenn der jeweilige Raum nahezu 

ausschließlich für betriebliche/berufliche Zwecke genutzt wird, bezie-

hungsweise können diese Aufwendungen entsprechend der jeweiligen 

Nutzung aufgeteilt werden? Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) 

hat mit Beschluss vom 21. November 2013 (Az. IX R 23/12; LEXinform 

5015982) diese Rechtsfragen dem Großen Senat des BFH zur Entschei-

dung vorgelegt. Der IX. Senat geht davon aus, dass Aufwendungen für 

abgeschlossene häusliche Arbeitszimmer, die in zeitlicher Hinsicht nur 

teilweise beruflich beziehungsweise betrieblich genutzt werden, aufzu-

teilen sind. Der danach anteilig steuerlich zu berücksichtigende Auf-

wand ist nach Maßgabe der Regelung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Ein-

kommensteuergesetz abzugsfähig.

Nach zweijährigen Verhandlungen haben sich die EU-Institutionen 

auf einen Kompromiss zur Neuregelung der Abschlussprüfung geei-

nigt. Ziele der neuen Vorgaben sind mehr Transparenz bei der Arbeit 

der Wirtschaftsprüfer und die Verringerung von Interessenkonflik-

ten. Während die Wirtschaftsprüferkammer den Kompromiss grund-

sätzlich begrüßt, wird er vom Institut der Wirtschaftsprüfer kritisiert. 

Das Ziel der Qualitätsverbesserung sei in den Hintergrund getreten. 

Es könne nicht ausge-

schlossen werden, dass 

die neuen Regeln zu ei-

ner Qualitätsverschlech-

terung und mehr Kon-

zentration führen.

Kapitalmarktorien-

tierte Unternehmen sol-

len grundsätzlich nach 

zehn Jahren zum Wech-

sel des Prüfers ver-

pflichtet sein. Diese Ro-

tationspflicht verlängert 

sich jedoch nach Aus-

schreibung um weitere zehn Jahre, bei gemeinsamer Prüfung 

durch zwei Prüfungsgesellschaften um 14 Jahre. Die Mitglied-

staaten sollen kürzere Fristen vorschreiben können (zum Beispiel 

bestehen Rotationspflichten in Italien von neun und in den Nieder-

landen von acht Jahren). Nach Daten des IDW müssen damit 24 der 

30 DAX-Unternehmen in den nächsten sechs Jahren den Prüfer 

wechseln.

http://www.datev.de/lexinform/5015982
http://www.datev.de/lexinform/5015982
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Uns lieb und teuer
Autorin Ariane Freifrau von Seherr-Thoß

Elternunterhalt

Reicht das Einkommen und Vermögen der Eltern nicht aus, um den eigenen Lebens-
bedarf zu decken, können unter gewissen Umständen auch die eigenen Kinder zur 
Unterhaltsleistung verpflichtet sein.  

PRAXIS Elternunterhalt
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Die Eltern müssen 
ihr gesamtes Ein-
kommen und Ver-
mögen zur Finan-

zierung des eigenen 
Lebensbedarfs 

einsetzen.

Die zunehmende Lebenserwartung der Menschen, nicht zuletzt eine 

Auswirkung der modernen Medizin, hat zu einem drastischen An-

stieg der Alterspflegefälle geführt. Da die Rente sowie das lebzeitig er-

arbeitete Vermögen oft nicht mehr ausreichen, um die Unterbringungs- 

und Pflegekosten in den Alten- und Pflegeheimen zu finanzieren, ist das 

Thema Elternunterhalt allgegenwärtig. Es stellt sich einerseits als eine 

gesellschaftliche Aufgabe, andererseits aber auch als familiäre Ver-

pflichtung dar. 

Da der Staat nicht auf das Verantwortungsbewusstsein oder die 

Dankbarkeit der Kinder setzen kann, zudem eine gelebte solidarische 

Familienstruktur – wie früher in ländlichen Gebieten üblich – heute 

nicht mehr existiert, ist das erwachsene Kind von Gesetzes wegen – un-

ter Voraussetzung der Bedürftigkeit des Elternteils sowie eigener Leis-

tungsfähigkeit – verpflichtet, für den Elternunterhalt aufzukommen. Der 

unter anderem für das Familienrecht zuständige XII. Zivilsenat des Bun-

desgerichtshofs hat kürzlich in einer mit Spannung erwarteten Ent-

scheidung geurteilt, dass ein vom Unterhaltsberechtigten ausgehender 

einseitiger Kontaktabbruch gegenüber seinem 

volljährigen Sohn für eine Verwirkung seines An-

spruchs auf Elternunterhalt allein regelmäßig 

nicht ausreicht. Dieses Urteil bedeutet in seiner 

Konsequenz, dass erwachsene Kinder selbst dann 

für die Heimkosten ihrer Eltern aufkommen müs-

sen, wenn sie seit Jahren keinen Kontakt mehr zu-

einander hatten.

Teil des Verwandtenunterhalts

Zum Thema wird Elternunterhalt oft erst dann, 

wenn die Eltern in erheblichem Umfang gepflegt 

werden müssen und die Kosten dafür nicht mehr aus der eigenen Rente, 

dem Pflegegeld oder den eigenen Ersparnissen tragen können. 

Bevor der Staat in Erfüllung des verfassungsrechtlich verankerten 

Sozialstaatsgebots in Form der Sozialhilfe eintritt, geht er allerdings auf 

die Kinder zu. Es wird geprüft, ob sie in der Lage sind, den Unterhalt der 

Eltern zumindest teilweise zu finanzieren. Selten wird Elternunterhalt in 

der Praxis von den Unterhaltsberechtigten selbst geltend gemacht. 

Wer nun prüfen möchte, ob er zu Elternunterhalt herangezogen wer-

den kann, muss wissen, nach welchem Schema vorgegangen wird. Da 

Elternunterhalt ein Teil des Verwandtenunterhalts ist, entspricht das 

Prüfungsschema auch demjenigen im Bereich des Verwandtenunter-

haltsrechts und enthält folgende Prüfungsschritte:

1. �Prüfung des Bedarfs des Unterhaltsberechtigten,

2. �Prüfung der Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten,

3. �Prüfung der Leistungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen,

4. Angemessenheitskontrolle.

Der Lebensbedarf

Leben Vater oder Mutter im Pflegeheim, wird der Bedarf durch ihre 

Unterbringung in einem Heim bestimmt und entspricht den dort an-

fallenden, nicht durch eigenes Einkommen gedeckten Kosten.

Neben Heimkosten gehört auch das sogenannte Taschengeld zum 

notwendigen Bedarf. Dieser Anspruch beläuft sich auf rund 100 Euro 

im Monat und hat den Sinn, die persönlichen Bedürfnisse des Unter-

haltsberechtigten zu befriedigen, die von der Einrichtung nicht ge-

deckt werden. Dazu gehören Friseurbesuche oder Fußpflege eben- 

so wie Zeitschriften, Schreibmaterial und sonstige Kleinigkeiten des 

täglichen Lebens. 

Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten

Die Eltern müssen ihr gesamtes Einkommen und Vermögen zur Finan- 

zierung des eigenen Lebensbedarfs einsetzen. Nur wenn beides zusam-

men nicht ausreicht, um ihren Bedarf zu decken, 

können sie von ihren Kindern Unterhalt verlangen. 

Außerdem ist der Unterhaltsberechtigte gehalten, 

vorrangige Unterhaltsansprüche gegen Ehepart-

ner oder Exehepartner geltend zu machen. 

Die Eltern müssen also zunächst Renten und 

Pensionen, die sie während ihres Erwerbslebens 

erwirtschaftet haben, grundsätzlich in voller Höhe 

zur Deckung des eigenen Lebensbedarfs einset-

zen. Hiervon abzuziehen sind Aufwendungen für 

Kranken- und Pflegeversicherungen. Anzusetzen 

sind auch Mieteinkünfte sowie Einkünfte aus Ka-

pitalvermögen. 

Neben dem Eigeneinkommen des Unterhaltspflichtigen sind Leis-

tungen aus der Pflegekasse das vorrangigste Finanzierungsinstrument 

der pflegebedürftigen alten Menschen. Die Höhe der Leistungen staffelt 

sich dabei nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit. 

Einsatz des Vermögensstamms

Reicht das Einkommen des Elternteils nicht aus, um seinen Lebensbe-

darf zu decken, muss er seinen Vermögensstamm für seinen eigenen 

Unterhalt einsetzen. Ob Bargeld, Sachvermögen, Immobilien, Geldanla-

gen oder vermögenswerte Rechte: Alles ist grundsätzlich für den Unter-

halt einzusetzen. 

Barvermögen muss bis auf einen Notgroschen von 2.600 Euro ver-

braucht werden. Immobilien gehören zum Vermögen und sind daher 

gegebenenfalls zu verkaufen, um den Lebensbedarf des Bedürftigen 

zu sichern. 
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Einen Sonderfall stellt das Familienheim dar. Sobald der Eigentümer 

die Immobilie infolge der Unterbringung im Pflegeheim nicht mehr 

dauerhaft nutzen kann und auch ihre Vermietung und die damit verbun-

denen Mieteinkünfte den unterhaltsrechtlichen Bedarf nicht beseitigen, 

ist die Immobilie zu veräußern. Eine solche Veräußerungspflicht ist aber 

fragwürdig, wenn der Ehegatte noch in der Wohnung lebt. Das unter-

haltspflichtige Kind kann sich aber auch für diesen Fall auf eine vorran-

gige Verwertung der Immobilie berufen, selbst wenn dadurch dem in 

der Wohnung verbleibenden Elternteil ein Umzug zugemutet wird. 

Einsatz geldwerter Forderungen

Auch geldwerte Forderungen, wie etwa Schadensersatzansprüche, 

Ansprüche aus Darlehensverträgen oder Forderungen gegenüber 

Versicherungen, müssen geltend gemacht werden, um den Unter-

haltsbedarf zu decken. 

Zu den geldwerten Forderungen gehören auch solche aus der Rück-

forderung oder dem Widerruf einer Schenkung. 

Oft wenden Eltern ihren Kindern mit Blick auf den 

Ruhestand und im Vorgriff auf den Erbfall Geld 

oder andere Vorteile zu. Sie unterstützen ihre Kin-

der beim Hausbau, übertragen Grundstücke oder 

überschreiben ihr Geschäft. Haben sich die Eltern 

an den übertragenen Gegenständen vermögens-

werte Rechte vorbehalten, wie Wohnrecht oder 

Nießbrauchrecht, müssen sie damit ihren Bedarf 

decken, bevor ihre Kinder in Anspruch genom-

men werden. 

Rückforderung von Schenkungen

Sozialämter überprüfen genau, ob in den zurückliegenden Jahren vor 

Eintritt der Bedürftigkeit Schenkungen gemacht wurden, die dann im 

Namen des Bedürftigen wieder zurückverlangt werden können. Rück-

forderungen von Schenkungen wegen Verarmung des Schenkers sind 

in der Praxis von großer Bedeutung. 

Ist jemand nicht mehr in der Lage, seinen notwendigen Lebensun-

terhalt aus eigenen Mitteln zu bestreiten, kann er alle Geschenke zu-

rückfordern, die er in den letzten zehn Jahren vor dem Zeitpunkt der 

Verarmung gemacht hat. Sind seit der Schenkung zehn Jahre vergan-

gen, ist eine Rückforderung ausgeschlossen. 

Sofern die Zehnjahresfrist der Schenkung zeitnah abläuft, kann 

man als möglicher Unterhaltsverpflichteter die Rückforderung ver-

hindern – vorausgesetzt, das Sozialamt hat die Forderung noch nicht 

auf sich übergeleitet –, indem man freiwillig dem Heim oder dem So-

zialamt den Fehlbetrag überweist, bis die zehn Jahre abgelaufen sind. 

Stellt man danach die Zahlung ein, kann die Schenkung nicht mehr 

widerrufen werden, denn die Frist ist verstrichen. 

Anspruch auf Grundsicherungsleistung

Der Unterhaltsberechtigte ist zudem gehalten, vor Inanspruchnahme 

des Kindes zu klären, ob gegebenenfalls ein Anspruch auf Grundsi-

cherungsleistungen besteht. Auf sie haben Personen ab dem 65. Le-

bensjahr Anspruch sowie Volljährige, die dauerhaft erwerbsgemin-

dert sind. 

Der Sozialhilfeträger kann die Grundsicherungsleistung grundsätz-

lich nur dann von den unterhaltspflichtigen Ange-

hörigen zurückfordern, wenn deren jährliches  

Gesamteinkommen über 100.000 Euro liegt. 

Leistungsfähigkeit

Die bei Weitem komplexeste Frage im Unterhalts-

recht ist, ob das Kind leistungsfähig ist. Ob und in-

wieweit ein Kind zu Unterhaltsleistungen ver-

pflichtet ist, richtet sich grundsätzlich nach dem 

sogenannten bereinigten unterhaltsrelevanten 

Nettoeinkommen, denn unterhaltsrelevant ist nur 

der Teil des Einkommens, der tatsächlich frei für den Lebensunterhalt 

zur Verfügung steht. Nur mit diesem Teil des Einkommens kann das 

Kind seinen eigenen Lebensunterhalt bestreiten und auch nur dieser 

Teil steht für den Elternunterhalt zur Verfügung.

Um klären zu können, ob und in welcher Höhe vom eigenen Kind 

Unterhalt beansprucht werden kann, müssen im Vorfeld dessen genaue 

wirtschaftliche Verhältnisse ermittelt werden. Das Kind ist verpflichtet, 

Auskunft über seine Einkünfte und sein Vermögen zu erteilen, soweit es 

zur Feststellung eines Unterhaltsanspruchs erforderlich ist. Sind mehre-

re Kinder vorhanden, muss der Unterhaltsberechtigte jedes Kind auffor-

dern, Auskunft zu erteilen. 

Gewarnt werden muss davor, falsche oder unvollständige Auskunft 

zu erteilen. Der Gesetzgeber hat den Trägern der Sozialhilfe ein umfas-

sendes Instrumentarium an die Hand gegeben. Danach sind etwa auch 

Banken und Sparkassen zur Auskunft verpflichtet. 

Wie man die Unterhaltspflicht der Kinder berechnet, wird ausführ-

lich in der nächsten Ausgabe des DATEV magazins erläutert.  ●

Zu den geldwerten 
Forderungen gehö-
ren auch solche aus 
der Rückforderung 
oder dem Widerruf 
einer Schenkung.

ARIANE FREIFRAU VON SEHERR-THOSS 

Rechtsanwältin bei SNP Schlawien in Düsseldorf 
mit den Tätigkeitsschwerpunkten Familien- und 

Erbrecht sowie Leasingrecht  
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Gut beraten 
mit allen Daten
Autor Olaf Graf

Daten für die Buchhaltung

Neben der externen Rechnungslegung kommt der elektronischen Buchführung die 
Aufgabe der innerbetrieblichen Unternehmensüberwachung und -steuerung zu. 
Dazu sind auch die Daten der vorgelagerten Systeme heranzuziehen.
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Bei den zeitnahen 
Auswertungs-
möglichkeiten 

gewinnen die grafi-
schen Veranschauli-
chungselemente an 

Bedeutung. 

Neben der externen Rechnungslegung dient die elektronische 

Buchführung auch der innerbetrieblichen Unternehmensüber-

wachung und -steuerung. Sie ist zu einer zentralen Datensammlung 

betrieblicher Sachverhalte aus unterschiedlichen Systemen gewor-

den. Längerfristig verwertbare betriebliche Informationen werden so-

wohl zur Strukturerkennung als auch zur Trendbildung verwendet.

Vorgelagerte Systeme

Soweit Daten in Vorsystemen erfasst werden (beispielsweise in Regis

trierkassen), sollten auch diese mit den erforderlichen Informationen in 

die Buchführung übernommen werden, zumal die Finanzverwaltung 

entsprechende Informationen vermehrt anfordert. Im Kern wird dies in 

der ansonsten widersprüchlichen Finanzgerichtsrechtsprechung zur 

Herausgabe von Daten aus Warenwirtschaftssystemen deutlich. Wäh-

rend das Finanzgericht Sachsen-Anhalt (23.05.2013, 1 K 396/12;  LEX-

inform 5015299/Az. beim BFH X R 29/13) die Herausgabe befürwortete, 

vertraten sowohl das Finanzgericht Hessen (24.04.2013, 4 K 422/12;  

 LEXinform 0439651/Az. beim BFH X B 80/13) als auch das Finanzge-

richt Münster (10.10.2013, 2 K 4112/12 E; LEXinform 5015827/Az. beim 

BFH X R 47/13) eine gegenteilige Meinung. Trotz unterschiedlicher 

Sachverhalte liegen den Urteilen Gemeinsamkeiten zugrunde. Einig 

sind sich die Urteile bei den Merkmalen, die eine Buchführung aufwei-

sen muss, damit sie als ordnungsgemäß gelten kann, und beim Umgang 

mit einer mängelbehafteten Buchführung. Wesentlich in diesem Zu-

sammenhang ist bei der Datenübernahme der Nachweis, dass organisa-

torisch die wichtigen und gesetzlich vorgeschriebenen Informationen 

und Werte übernommen worden sind.

Vollständigkeit

Die Vollständigkeit ist ein häufig geforderter As-

pekt der Ordnungsmäßigkeit. Hinter diesem Be-

griff verbergen sich die technische und die sach-

liche Vollständigkeit. Im Zusammenhang mit der 

technischen Vollständigkeit wird vielfach eine 

fortlaufende Nummerierung gefordert und die 

Dokumentation der Änderungen beziehungswei-

se das Festschreiben der Originaldatensätze. Bei 

der sachlichen Vollständigkeit geht es dagegen 

um die Frage, was erfasst werden soll. Das lässt sich an einem einfa-

chen Beispiel verdeutlichen. Eine Rechnung oder ein Kassenbon ist 

bereits eine Zusammenfassung von Ereignissen. Was ist vom sachli-

chen Umfang in der Buchführung vorzuhalten und gegebenenfalls 

fortlaufend zu nummerieren, die Rechnung oder die Einzelbewegun-

gen beispielsweise des Warenbestandes? Reicht die Erfassung von Ta-

geseinnahmen aus? Es wird keine generelle Antwort geben. Um Ent-

wicklungen und Korrelationen aussagekräftig abzubilden, sollten die 

Einnahmen und Ausgaben sinnvoll strukturiert werden, beispielsweise 

nach vergleichbaren Produktionsprozessen, Vertriebsstrukturen und 

Werthaltigkeiten. 

Auswertungsmethoden

Während die fortlaufende Nummerierung von Tageseinnahmen (maxi-

mal 366) noch auf einem Konto nachvollziehbar ist, wird eine Verpro-

bung von differenziert auf unterschiedlichen Konten erfassten Einzel-

bewegungen schwierig. Selbst die in DATEV Kanzlei-Rechnungswe-

sen pro möglichen Exportmöglichkeiten nach Microsoft Excel und die 

dortige Verprobung sind wesentlich mühseliger 

als ein Prüfschrittaufruf (gegebenenfalls über 

Nacht als zeitgesteuerte Prüfung) in DATEV 

ACLTM comfort. Neben einfachen Prüfungsschrit-

ten zur Qualitätssicherung der Datenerfassung 

bietet die Software über Kanzlei-Rechnungswe-

sen pro hinausgehende, systemübergreifende 

Plausibilitätskontrollen an. So werden beispiels-

weise Wertverteilungen und Wertverhältnisse, 

aber auch der Abgleich mit Wetter- und anderen 

Fremddaten übersichtlich dargestellt. Auch wei-

tere Aspekte wie die Isolierung nach Wochenta-

gen, erfasste Zeiten, definierbare Merkmale aus 

dem Buchungstext können aufgegriffen werden. Entscheidend ist, 

dass Prüfungsaspekte losgelöst vom in der Finanzbuchhaltung hinter-

legten Funktionsplan durchgeführt werden können und sich Ergebnis-

se aus einer steuerlichen Außenprüfung nachvollziehen lassen. Die 

vorgenannte Rechtsprechung zur Datenherausgabe aus Warenwirt-

schaftssystemen wird erklärbar, wenn die Daten angefordert wurden, 

weil beispielsweise die Buchführung selbst strukturell auffällige Aus-

wertungen lieferte oder gar widersprüchliche Inhalte wiedergegeben 

hat. Geklärt und dokumentiert können diese bereitgehalten werden, 

um im Fall einer steuerlichen Außenprüfung längere Auseinanderset-

zungen zu vermeiden. 

OLAF GRAF 

ist seit 2004 Gesellschafter-Geschäftsführer der 
BOKS Gesellschaft für Datenorganisation mbH. 
Die Tätigkeitsschwerpunkte ergeben sich aus  
der engen Zusammenarbeit mit Wirtschafts- 
prüfern und Steuerberatern: Systemanalysen,  

Begleitung von Datenumsetzungen bei Mandan-
ten, Prüfung von GDPdU-Daten zur Prüfungs-

vorbereitung und -begleitung. 
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MEHR DAZU 

FACHTAGUNG DIGITALE DATENANALYSE 2014
Erstmalig veranstalten wir zur digitalen Betriebsprüfung eine zweitä-
gige Fachtagung mit den Schwerpunkten GoBD, E-Bilanz, Qualitätssi-
cherung und Kassenprüfung aus Steuerberater- und Betriebsprüfersicht 
(Art.-Nr. 73166).	

Themen der zwölf Fachvorträge, Termine, weitere Informationen und 
Anmeldung unter www.datev.de/fachtagung-datenanalyse

Für Fragen stehen wir Ihnen zur Verfügung: 
Telefon: +49 911 319-6144 
Fax: +49 911 319-7374 
E-Mail: apveranstaltungen@service.datev.de 

Weitere Infos zu DATEV ACL comfort finden Sie unter  
www.datev.de/acl-comfort

Mehr zum DATEV Controllingreport unter  
www.datev.de/controllingreport 

Der Controllingreport mobil für unterwegs kann über die DATEV-App 
für mobile Endgeräte (iPad) bereitgestellt werden unter  
www.datev.de/app

Auswertungen

Zeitnah ergeben sich in Kanzlei-Rechnungswesen pro vielfältige Aus-

wertungsmöglichkeiten. Dabei gewinnen die grafischen Veranschauli-

chungselemente (beispielsweise Sparklines und Grafiken) neben den 

traditionellen Wertzusammenfassungen an Bedeutung. Weitere an-

schauliche Übersichten bietet der Controllingreport BWA. Im Hinblick 

auf die Entwicklungen der Prüfungsvorgehensweisen der Finanzver-

waltung kann so vorbereitend auf etwaige Prüfungen das wirtschaftli-

che Verhalten dokumentiert werden. Sinkt beispielsweise die zur Ver-

fügung stehende Liquidität, kann weder zukunftssichernd investiert 

noch können Waren bezahlt werden. Werden weniger Waren angebo-

ten, können die Kunden ausbleiben. Wird der Umsatzrückgang zu spät 

erkannt, ist dies Fakt. Bereits dieses Beispiel zeigt, dass es zu unter-

schiedlichen Zeitpunkten Beratungsbedarf gibt. Je eher die Beratung 

erfolgt, desto größer ist der Handlungsspielraum für den Mandanten. 

Zeitgerechte Beratung bedeutet hier im Regelfall Beratung in unmit-

telbarer zeitlicher Nähe zur Datenerfassung. So kann der Unterneh-

mer unmittelbar auf wirtschaftliche Einflussgrößen reagieren.	

Fazit

Letztendlich wird deutlich, dass der Prüfungsumfang und die Prü-

fungsintensität die Wahl der Instrumente bestimmen. Diese wiederum 

beeinflussen den Umfang der zu erfassenden Informationen. Soweit 

sie in der Finanzbuchhaltung vorgelagerten Systemen zur Verfügung 

stehen, müssen sie kontrolliert importiert werden, um den aktuell ver-

änderten Aufzeichnungspflichten nachzukommen.  ●

ACL und das ACL-Logo sind angemeldete Marken der ACL Services Ltd., 1550 Alberni Street, Vancou-
ver, BC, Kanada, 2004.

http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=156804
http://www.datev.de/fachtagung-datenanalyse
mailto:apveranstaltungen%40service.datev.de?subject=
http://www.datev.de/acl-comfort
http://www.datev.de/controllingreport
http://www.datev.de/app
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Warum auf  
Pension verzichten?
Autor Jochen Bürstinghaus

Versorgungszusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer

Die aktuelle Zinsentwicklung am Kapitalmarkt vergrößert die Deckungslücke 
zwischen Versorgungsverpflichtung und Rückdeckungsversicherung. Die 
steuerlichen Folgen eines (Teil-)Verzichts zur Beseitigung dieser Deckungslücken 
sind immer noch nicht vollständig geklärt.

+

-

PRAXIS Versorgungszusagen
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Bisher hat der 
Bundesfinanzhof 

die Abfindungsver-
einbarungen aus-
drücklich nur für 

nicht beherrschen-
de Gesellschafter-
Geschäftsführer 

anerkannt.

Pensionszusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer, die nicht unter 

das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 

(BetrAVG) fallen, werden grundsätzlich erst mit Erreichen der Alters-

grenze unverfallbar. Durch den Bundesfinanzhof (BFH) ist geklärt, dass 

der Verzicht auf eine verfallbare Anwartschaft im Zusammenhang mit 

der Beendigung des Dienstverhältnisses nicht zu einer verdeckten Ein-

lage und damit zu einem Lohnzufluss beim verzichtenden Gesellschaf-

ter führt (BFH vom 08.06.2011, I R 62/10, GmbHR 2011, 1171). Nach 

Auffassung des I. Senats konnte es dahingestellt bleiben, ob wegen der 

Verfallbarkeit kein einlagefähiger Vermögensvorteil vorlag oder ob die-

ser wegen der Verfallbarkeit einen Teilwert von null Euro hatte.

Folgen bei Verzicht

Auf der Gesellschafterseite ist der Verzicht in diesen Fällen damit ohne 

steuerliche Folgen. Die Auswirkungen bei der Kapitalgesellschaft be-

schränken sich auf den Ertrag aus der Rückstellungsausbuchung, der 

gegebenenfalls wegen laufender Verluste oder Verlustvorträge keine 

Ertragsteuerbelastung auslöst. Etwas anderes dürfte dann gelten, wenn 

die für sich betrachtet steuerlich unbeachtliche Aufhebung einer ver-

traglichen Unverfallbarkeitsklausel in einem sachlichen und zeitlichen 

Zusammenhang mit der späteren Beendigung des Dienstverhältnisses 

steht und insoweit unter die Gesamtplanrechtsprechung fällt. Eine 

Schenkung nach § 7 Abs. 8 Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) kommt nach 

Auffassung der Finanzverwaltung ebenfalls nicht in Betracht, da eine 

Begrenzung der Werterhöhung der Anteile auf den Wert der hingegebe-

nen Leistung erfolgt (Tz. 3.4.2 der gleichlauten-

den Ländererlasse vom 14.03.2012, BStBl. I 2012, 

331).

Fortgesetztes Dienstverhältnis

Wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer auf 

eine verfallbare Anwartschaft verzichtet, ohne 

dass das Dienstverhältnis beendet wird, ist nach 

einer Entscheidung des Finanzgerichts Nürnberg 

die für den Verzicht gewährte Abfindung in Höhe 

des Barwertes der erdienten Anwartschaft nicht 

gesellschaftsrechtlich veranlasst (FG Nürnberg 

vom 27.11.2012, 1 K 229/11, juris, Rev. I R 28/13). 

Denn anders als in den vom BFH bisher entschie-

denen Fällen bestehe bei fortgesetztem Dienst-

verhältnis die Möglichkeit, dass die Anwartschaft auf Altersversorgung 

zum Vollrecht erstarke. Sowohl ein Erwerber des Betriebs als auch die 

Gesellschaft beziehungsweise der Versorgungsberechtigte hätten da-

her der Verpflichtung den Wert beimessen müssen, der durch den 

künftigen Bedingungseintritt wahrscheinlich realisiert würde.

Im Rahmen des anhängigen Revisionsverfahrens I R 28/13 wird der 

BFH zum einen die Frage der Qualifikation der Abfindungszahlung als 

Arbeitslohn oder verdeckte Gewinnausschüttung klären können. Zum 

anderen bietet sich dem BFH damit auch die Gelegenheit, zur Frage des 

möglichen Verstoßes gegen das Rückwirkungsverbot durch nachträgli-

che Aufnahme der Abfindungsklausel Stellung zu nehmen. Bisher hat 

der BFH die Zulässigkeit von Abfindungsvereinbarungen ausdrücklich 

nur für nicht beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer anerkannt 

(vgl. BFH-Urteil vom 28.04.2010, I R 78/08, BStBl. II 2013, 41). Im 

Schrifttum wird teilweise die Auffassung vertreten, bei beherrschenden 

Gesellschafter-Geschäftsführern müsse eine Abfindungsvereinbarung 

bereits in der ursprünglichen Zusage getroffen werden (unter anderem 

Gosch, KStG, Rz. 1075 zu § 8).

Bis zur Entscheidung des BFH kann der fehlende Zufluss einer ver-

fallbaren Anwartschaft nur bei Beendigung des Dienstverhältnisses und 

außerhalb des Gesamtplans als geklärt angesehen werden.

Future Service

Der Verzicht auf den sogenannten Future Service ist ebenfalls nicht voll-

ständig geklärt. Wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer als Arbeitneh-

mer in der GmbH weiter beschäftigt wird, kommt neben dem Vollver-

zicht auch ein nur teilweiser Verzicht in Betracht. Nach dem BMF- 

Schreiben vom 14. August 2012 führt der gesellschaftsrechtlich veran-

lasste Verzicht auf Teile einer Pensionsanwartschaft insoweit zu einer 

verdeckten Einlage, als der Barwert der bisher erdienten Versorgungs-

leistungen den Barwert der nach dem Teilverzicht verbleibenden An-

sprüche übersteigt (BMF vom 14.08.2012, BStBl. I 2012, 874). Dies gilt 

unabhängig davon, ob sich die Verzichtsvereinbarung nur auf künftig 

noch zu erdienende Anwartschaften bezieht oder nicht. 

Für die Beurteilung der Frage, ob eine ver-

deckte Einlage vorliegt, ist diese rein steuerbilan-

zielle Betrachtung zutreffend, weil insoweit stets 

auf den Unterschiedsbetrag im Sinne des § 4 

Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) abzustel-

len ist. Auch hat die Beschränkung der Verzichts-

vereinbarung auf künftig zu erdienende Anwart-

schaften keine Auswirkungen auf die Pensions-

rückstellung in der Steuerbilanz, weil insoweit im 

laufenden Dienstverhältnis stets der Gleichvertei-

lungsgrundsatz Anwendung findet (vgl. OFD Nie-

dersachsen vom 15.06.2011, DB 2011, 1778).

Handelsrecht

Handelsbilanziell ist die Formulierung der Ver-

zichtsvereinbarung jedoch entscheidungserheblich für die weitere 

Rückstellungsbildung. Im Fall des ausdrücklichen Verzichts auf den Fu-

ture Service bleibt für eine rein quotale Reduktion des Bilanzausweises 

kein Raum, weil in diesem Fall die künftige Tätigkeit nach der vertragli-

chen Abrede nicht mehr mit weiteren Anwartschaftszuwächsen verbun-

den ist (so ausdrücklich IDW RS HFA 30, Rz. 61, FN-IDW 2010, 437; 

ebenso Bertram/Johannleweling/Roß/Weiser, WPg 2011, 57). Die han-

delsbilanzielle Auswirkung wäre dann auf die Abzinsung des Barwertes 

bis zum Pensionsalter begrenzt.
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Da die Beschränkung der Verzichtsvereinbarung auf den Future Ser-

vice nach dem BMF-Schreiben nicht zu einer verdeckten Einlage führt, 

stellt sich zudem die Frage, welche Wirkungen eine solche Verzichtsver-

einbarung im Übrigen entfaltet.

Unverfallbarkeitsklausel

Im Regelfall enthalten Pensionszusagen an Gesellschafter-Geschäfts-

führer eine Unverfallbarkeitsklausel für den Fall des vorzeitigen Aus-

scheidens. Steuerlich unproblematisch sind diese dann, wenn sich der 

Umfang der Unverfallbarkeit bei beherrschenden Personen nach dem 

Zeitablauf zwischen Zusageerteilung und Pensionsalter richtet. Bei 

nicht beherrschenden Geschäftsführern ist eine Berechnung bereits ab 

Diensteintritt möglich. 

Verzichtet ein Gesellschafter-Geschäftsführer nun auf die noch 

nicht erdienten Teile seiner Pensionsanwartschaft, so stellt sich die 

Frage, ob er bei wirtschaftlich vernünftiger Betrachtung denn nicht 

auf der bereits erdienten Anwartschaft bestehen würde. Denn sind im 

Verzichtszeitpunkt beispielsweise durch Zeitablauf 15/30 von ur-

sprünglich 3.000 Euro zugesagter Pension unverfallbar erdient, so 

würde ein fremder Dritter wohl vereinbaren, dass dieser erdiente An-

spruch von umgerechnet 1.500 Euro auch dann er-

halten bliebe, wenn er zu irgendeinem späteren 

Zeitpunkt nach dem Verzicht vorzeitig aus dem 

Dienstverhältnis ausscheiden würde.

Da jedoch nach dem BMF-Schreiben vom 14. Au-

gust 2012 eine ausdrückliche Beschränkung des Ver-

zichts auf den Future Service nicht entscheidungser-

heblich und damit auch nicht erforderlich ist, führt 

eine unterlassene Anpassung der Unverfallbarkeits-

klausel im Zusammenhang mit dem Teilverzicht 

dazu, dass bei vorzeitigem Ausscheiden geringere 

Ansprüche verbleiben, als vor dem Verzicht bereits 

unverfallbar erdient waren. Scheidet der Gesellschaf-

ter-Geschäftsführer in dem Beispielsfall zwei Jahre 

nach dem Teilverzicht aus dem Dienstverhältnis aus, 

so erhält er ohne die Anpassung der Unverfallbarkeitsklausel nur noch 

eine Pension von 17/30 von 1.500 Euro, also 850 Euro. Theoretisch 

stünde damit in diesem Zeitpunkt wieder die Möglichkeit zum Verzicht 

auf den Future Service offen, was den Umfang der Pensionsverpflich-

tung nochmals reduziert, sofern der erneute Verzicht nicht in gesamt-

planerischer Absicht oder gestaltungsmissbräuch-

lich erfolgt. Ab wann oder in welchem Umfang die 

Finanzverwaltung dies bejaht, bleibt jedoch mangels 

entsprechender Verlautbarungen offen.

Fazit

Selbst ein so überschaubarer Bereich wie der (Teil-)

Verzicht auf die Pensionsanwartschaft ist in weiten 

Bereichen ungeklärt. Sofern diesbezügliche Ent-

scheidungen des BFH oder Verwaltungsanweisun-

gen nicht abgewartet werden können, empfiehlt es 

sich stets, Rechtssicherheit über eine verbindliche 

Auskunft an der Stelle einzuholen, an der die größten 

steuerlichen Folgen drohen. Gerade bei wirtschaft-

lich angeschlagenen Unternehmen ist dies jedoch nicht die Kapitalge-

sellschaft, sondern die Gesellschafterebene.  ●

Selbst ein so
überschaubarer 
Bereich wie der 

(Teil-)Verzicht auf 
die Pensionsan-
wartschaft ist

in weiten Berei-
chen ungeklärt.

JOCHEN BÜRSTINGHAUS

Diplom-Finanzwirt, ist seit 2006 im Unternehmens- 
steuerreferat der Oberfinanzdirektion Nordrhein- 

Westfalen in Köln mit Fragen zu Vertragsgestaltungen 
zwischen Kapitalgesellschaft und Gesellschafter und der 
betrieblichen Altersversorgung beschäftigt. Er ist Autor 

und Referent für Körperschaftsteuer- und Umwandlungs-
steuerrecht, betriebliche Altersversorgung und  

Besteuerung der öffentlichen Hand.
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„Die Steuerberatung ist sehr interessant und bietet ausge-
zeichnete Zukunftsperspektiven. Der Vortrag ‚Lust auf Steuer-
beratung‘ öffnet den Blick für diesen speziellen Einsatzbereich 
für Betriebswirtschaftler und unterstützt somit die Studieren-
den bei ihrer beruflichen Orientierung. Dabei wird auf kurzwei-
lige Weise das konservative Image des Berufsstands widerlegt.

Das sorgt bei Studierenden für sehr großes Interesse an 
dem Vortragsangebot, das sich für alle Betriebswirtschaftler 
und Interessenten am Steuerberaterberuf empfiehlt. Neben 
Ausbildungswegen werden Chancen und Perspektiven in der 
Steuerberatung aufgezeigt. 

So können Studierende an der Hochschule Merseburg im 
Bachelor-Studiengang Betriebswirtschaft neben Grundlagen-
wissen bereits vertiefende Kenntnisse im Rechnungswesen, 
der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre und im Internationa-
len Steuerrecht erwerben. Darauf aufbauend bietet die Hoch-
schule Merseburg seit dem Sommersemester 2013 einen dua-
len Master-Studiengang Steuer- und Rechnungswesen an.“

Dr. Petra Sandner, Vertretung der Professur für Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre, betriebliche Steuerlehre und 

Unternehmensrechnung an der Hochschule Merseburg

Die Vorträge „Lust auf Steuerberatung“ können an allen 
Hochschulen der DATEV-Partnerschaft für Bildung gebucht 
werden. Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an 
thorsten.hesse@datev.de.

Praktikumsbedingungen 

Fair Play bei DATEV
DATEV beteiligt sich an der Initiative Fair Company. Unter der Schirm-

herrschaft des Bundesarbeitsministeriums verfolgt diese Initiative das 

Ziel, faire Rahmenbedingungen bei Praktika für Schüler und Studenten 

zu fördern. Mit dem Beitritt verpflichtet sich DATEV auf geregelte Pro-

zesse und Kontrollmechanismen, die von der Initiative erst kürzlich aus-

geweitet wurden und die den Ablauf sowie die Betreuung von Praktika 

betreffen. Das Unternehmen begrüßt die Verschärfung des Regelwerks, 

die zu einer größeren Transparenz und Glaubwürdigkeit der Initiative 

beiträgt.

„Für Schüler und Studenten bieten Praktika oft die einzige Möglich-

keit, ihr theoretisches Hochschulstudium mit Praxiswissen anzureichern 

und Berufsbilder kennenzulernen. Daher bieten wir pro Jahr rund 400 

Praktikantinnen und Praktikanten einen Platz, um Erfahrungen für ihr 

späteres Berufsleben zu sammeln“, erläutert Jochen Kurz, Leiter Perso-

nal bei DATEV. „Sie investieren viel Zeit in ihr Praktikum und erwarten 

zu Recht einen hohen Gegenwert dafür. Deshalb sind uns faire Rahmen-

bedingungen und Qualität im Praktikum ein sehr großes Anliegen.“

Die Initiative Fair Company wurde 2004 gegründet, seit 2011 wird sie 

durch das Team von karriere.de betreut. Unternehmen aller Größen und 

Branchen – deutschlandweit – bekennen sich zu den strengen Teilnah-

mebedingungen. Sie verpflichten sich zur Einhaltung von Mindeststan-

dards, wozu auch eine angemessene Vergütung zählt.

Manfred Mann‘s Earth Band

Prof. Dr. Miriam Meckel

Prof. Dr. Gerd Gigerenzer

Sascha Lobo

Dr. Frank Schirrmacher 

DATEV-Kongress.
Ganz nah. Brücken bauen.

Vortrag für Studierende

Auch Lust auf  
Steuerberatung?

Ab September startet der DATEV-Kongress wieder mit hochkarätigen 

Referenten und Fachvorträgen. Neben kompakten Informationen rund 

um die Arbeitswelt bereichern Impulsvorträge von Dr. Frank Schirrma-

cher, Sascha Lobo, Prof. Dr. Gerd Gigerenzer und Prof. Miriam Meckel  

das Programm. Abends ist Manfred Mann’s Earth Band live on Stage. 

Der zweitägige Kongress in Düsseldorf, Nürnberg, Frankfurt und Ham-

burg lässt sich auch nach dem Bausteinprinzip buchen. Weitere Infos 

und Anmeldung unter www.datev.de/kongress.      

Gespräch mit der Genossenschaft

Dabei sein und mitreden

mailto:thorsten.hesse%40datev.de?subject=
http://www.datev.de/kongress
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Sicherheitsbausteine 
für den Arzt
Autor Markus Seifert

Datenschutz im Gesundheitswesen

Ärztliche Schweigepflicht ist nicht immer vollständig umzusetzen. Auch außerhalb 
der Praxis werden Patientendaten etwa bei Abrechnungsdienstleistern verarbeitet 
und gespeichert. Steuerberater können ihre Mandanten im Gesundheitswesen 
entsprechend beraten.

KANZLEIMANAGEMENT Datenschutz im Gesundheitswesen
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Bei Datenschutz in 
Arztpraxen kann der 

Steuerberater  
unterstützen  

und entsprechend 
beraten. 

MEHR DAZU 

finden Sie unter www.datev.de/consulting | Datenschutz.

DATEV-Consulting unterstützt Sie rund um das Thema Datenschutz.

Weiterbildungsangebote zum Datenschutz und Cyber Security finden 
Sie unter www.datev.de/chef-seminare | Office-Management 
und IT. 

Tel. +49 911 319-7051

Für Ihre Mandanten aus dem Gesundheitswesen gibt es die Menü-
karte rund um das Thema Datenschutz in Arztpraxen. Mit dieser 
können Sie individuelle Angebote und Beratungsbausteine für die 
Arztpraxis zusammenstellen. Bestellen Sie die Menükarte als PDF-
Datei über consulting@datev.de an Ihre E-Mail-Adresse.

Eine gute Praxisorganisation ist nur ein Baustein zur Einhaltung der 

ärztlichen Schweigepflicht, denn mit der zunehmenden Digitalisie-

rung in Arztpraxen und Krankenhäusern sowie der Internetnutzung 

geht ein erhöhtes Risiko für die Geheimhaltung der Patienteninformati-

onen einher. So ist die elektronische Aktenführung, der Einsatz von 

Chipkarten und die Konsultation online nicht ungewöhnlich.

Daher müssen auch die Instrumente zum Schutz von Gesundheits-

daten weiterentwickelt werden. Denn personenbezogene Daten im Ge-

sundheitswesen werden vom Gesetzgeber in § 3 Abs. 9 Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) besonders geschützt. Daten-

schutzaufsichtsbehörden der jeweiligen Bundes-

länder richten darauf zunehmend ihre Auf- 

merksamkeit. Im Fokus stehen derzeit Arztpra-

xen.

Das sollten Praxen beachten

Die überwiegende Mehrheit der Arztpraxen benö-

tigt zwar keinen Datenschutzbeauftragten, da er 

erst dann zu bestellen ist, sobald mehr als neun 

Personen ständig mit der Verarbeitung personen-

bezogener Daten beschäftigt sind (§ 4f Abs. 1 Satz 3 BDSG), aber auch 

ohne die Bestellpflicht gilt auch für kleinere Arztpraxen oder Unterneh-

men, dass der Datenschutz eingehalten werden muss.

Die Strafen können bei nachlässigem Umgang mit Patientendaten 

empfindlich sein. Verstöße gegen den Datenschutz werden nicht nur 

gemäß den Strafvorschriften des BDSG (§§ 43 Abs. 3, 44 Abs. 1 BDSG) 

mit einem Bußgeld bis zu 300.000 Euro oder einer Freiheitsstrafe von 

bis zu zwei Jahren geahndet, sondern werden zusätzlich auch nach 

§ 203 Abs. 1 Strafgesetzbuch (StGB) – auch für Angehörige der Heilbe-

rufe – mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.

Die Prüfungsschwerpunkte der Aufsichtsbehörden liegen vor allem 

in der Gestaltung der Praxisräumlichkeiten. Dazu zählen datenschutz-

konforme Trennungen der Eingangs-, Warte- und Behandlungsberei-

che. Patientenunterlagen dürfen grundsätzlich nicht einsehbar sein und 

müssen vor unbefugtem Zugriff geschützt sein. Auch von Bildschirm-

sperren sollte regelmäßig Gebrauch gemacht werden.

Steuerberater sollten ihre Mandanten aus dem Gesundheitswesen 

bei Bedarf für den Umgang mit Patientendaten sensibilisieren, etwa 

in welcher Form diese weitergeleitet werden, gerade wenn externe 

Dienstleister oder IT-Unternehmen beauftragt sind. Auch Entsor-

gungsunternehmen für Patientendaten stellen ein Sicherheitsrisiko 

dar. Ebenso sollten die Verträge zur Auftragsdatenverarbeitung und 

den Überwachungs- und Kontrollpflichten genau unter die Lupe ge-

nommen werden.

Auch die Umsetzung der technischen und organisatorischen Maß-

nahmen, zum Beispiel die Benutzerverwaltung 

und das Rechtekonzept, eingesetzte Antiviren-

programme sowie Firewall, ein Datensiche-

rungskonzept, Regelungen zur Internet- und 

E-Mail-Nutzung, verschlüsselte Datenübertra-

gung, oder Passwortregeln sollten regelmäßig 

überprüft werden.

Steuerberater können diese Punkte als Anlass 

nehmen, mit weiteren Beratungsangeboten zu un-

terstützen.  ●

http://www.datev.de/consulting
http://www.datev.de/chef-seminare
http://www.datev.de/chef-seminare
mailto:consulting%40datev.de?subject=


Windows XP und Office 2003 

Jetzt wechseln!

Sicherheitslücken, die nach April entdeckt werden, bleiben für immer 

offen und bedrohen Ihre IT-Umgebung und Daten. Auch ein vermeint-

lich irrelevanter Rechner kann zur Gefahrenquelle werden, wenn er an 

ein internes oder externes Netzwerk angeschlossen ist.

Darum sollten Sie dringend Windows XP ersetzen:

• �Sicherheitsmängel: Nicht nur durch neu hinzukommende Sicher-

heitslücken ist Windows XP bedroht. Auch jetzt schon ist es das unsi-

cherste Betriebssystem auf dem Markt und aktuellen Bedrohungen 

nicht gewachsen.

• �Langsame Performance: Oft sind Rechner mit Windows XP bereits 

mehrere Jahre alt und mit allerlei Programmen, Treibern, Add-ons usw. 

belastet. Dadurch benötigt ein Rechner viel Zeit zum Hochfahren, und 

auch im täglichen Arbeitsbetrieb spürt man Performance-Einbußen.

• �Technologie-Stillstand: Neue Hard- und Software wird nicht mehr an 

XP angepasst. Beispielsweise ist es unter XP kompliziert, performante 

SSD-Festplatten (unsere Kaufempfehlung) einzurichten, bzw. wird es 

nicht voll unterstützt. Auch schnellere Microsoft-Basistechnologien, 

wie zum Beispiel SMB2/3 und .NET 4.5, oder sicherere Browser, wie 

der Internet Explorer 11, werden nicht mehr unterstützt.

• �Software Support: Neben DATEV beenden auch viele andere Soft-

ware-Hersteller den Support für Windows XP. Neue Programmversio-

nen funktionieren dann eventuell nicht mehr, und auch bei Problemen 

mit den bereits installierten Programmen könnte die Unterstützung 
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NEWS FÜR DIE PRAKTISCHE ARBEIT IN DER KANZLEI

Produkte & Services + Tipps + Termine + Erfahrungsberichte + Interviews 
Alle tagesaktuellen Meldungen unter www.datev.de/news

Microsoft beendet die Unterstützung für das Betriebssystem Windows XP und  
die Bürokommunikations-Software Office 2003 zum 8. April 2014. Wenn Sie noch  
Systeme mit dieser Software betreiben, wird es höchste Zeit, zu wechseln.

wegfallen. Ab der Programm-DVD DATEV pro 8.2 (Herbst 2014) wird 

Windows XP nicht mehr von DATEV unterstützt.

Windows 8.1
Achten Sie bei einer Neuanschaffung auf die DATEV-Kaufempfeh- 

lungen für ein zukunftssicheres System (Info-Datenbank, Dok.-Nr. 

0908081). DATEV empfiehlt, auf das aktuellste Betriebssystem von Mi-

crosoft zu wechseln: Windows 8.1. Damit haben Sie die größtmögliche 

Gewährleistung für den Erhalt von Sicherheits-Updates und die Unter-

stützung neuer Soft- und Hardware. Bitte achten Sie auf relevante Hin-

weise oder Einschränkungen zu Windows 8.1 und Windows Server 

2012 R2 in der Info-Datenbank (Dok.-Nr. 1080461).

Für den Wechsel auf eine neue Plattform gibt es verschiedene Mög-

lichkeiten:

• �Anleitung zum Austausch des Rechners bzw. Betriebssystems: Info-

Datenbank (Dok.-Nr. 1080020), DATEV-System-Partner (www.datev.

de/systempartner) oder DATEV-Installationsservice vor Ort (www. 

datev.de/installationsservice),

• �Umstellung per Systemsupport online durch DATEV (Dok.-Nr. 

1080021; bitte buchen Sie frühzeitig einen Termin),

• �Umstieg auf die DATEVcloud-Software: immer aktuelle DATEV-Pro-

gramme und ein passendes Office (informieren Sie sich hierzu unter 

www.datev.de/cloudsoftware).

http://www.datev.de/news
http://www.datev.de/info-db/0908081
http://www.datev.de/info-db/0908081
http://www.datev.de/info-db/1080461
http://www.datev.de/info-db/1080020
http://www.datev.de/systempartner
http://www.datev.de/systempartner
http://www.datev.de/installationsservice
http://www.datev.de/installationsservice
http://www.datev.de/info-db/1080021
http://www.datev.de/info-db/1080021
http://www.datev.de/cloudsoftware
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Weiterbildung  

Wirtschaftsmediation und 
Verhandlungsführung 

Konfliktmanagement – Mediation
Eine erlernte Kompetenz zur Konfliktberatung 

befähigt Sie, bei Auseinandersetzungen Ihrer 

Mandanten, im eigenen Unternehmen oder mit 

dessen Geschäftspartnern steuernd einzugrei-

fen. Eine gerichtliche Lösung kann man damit 

oft umgehen, das erspart Ihren Mandanten fi-

nanziellen Aufwand und Ressourcen. 

Die Ausbildung zum Wirtschaftsmediator 

umfasst 16 Tage (120 Stunden). Schwerpunkte 

sind: 

• �Grundlagen der Wirtschaftsmediation,

• ��Mediation als kommunikative Aufgabe: Ge-

sprächsführung, Kommunikationstechniken,

• �Verfahren der Wirtschaftsmediation: Ablauf 

und Rahmenbedingungen,

• �rechtliche Rahmenbedingungen, Selbstver-

ständnis und Marketing. 

Verhandlungsführung
Wer seinen Fokus auf Gesprächsführung und 

Kommunikation setzen möchte, kann sich zum 

professionellen Verhandlungscoach ausbilden 

lassen. Verhandlungen sind allgegenwärtig: 

bei Unternehmenskäufen und -verkäufen oder 

Gesellschafterauseinandersetzungen, bei Ho-

norarverhandlungen, in Bankgesprächen, vor 

Gericht oder bei Testamentsvollstreckungen. 

Wer heute erfolgreich sein möchte, muss zusätzliche Kompetenzen aufbauen. Oft sind zum Beispiel Konfliktlösungs- 
und Verhandlungsstärke ein nicht zu unterschätzender Vorteil. Und sie können gewinnbringend als Kanzleidienstleis-
tung in das Beratungsportfolio aufgenommen werden.

NEUE GEHALTSSPIEGEL 2014
 
Für mehr als 40 Berufe können die neuen Gehaltsspiegel direkt aus LEXinform abgerufen werden, auch für angestellte Steuerberater, Steuer-
fachangestellte und andere Kanzleibereiche. 

Informieren Sie sich auf www.datev.de/news, in LEXinform (Dok.-Nr. 2300051) oder per E-Mail: recherchedienst@datev.de

MEHR DAZU

Ausbildung zum Wirtschaftsmediator 
(Art.-Nr. 70058) und  
Ausbildung zum Verhandlungscoach 
(Art.-Nr. 70562), beides im  
www.datev.de/shop 

Weitere Infos und aktuelle Veranstaltungs-
termine auf  
www.datev.de/chef-seminare

Wer die richtigen Verhandlungstechniken an-

wendet, verfolgt seine Ziele konsequent und 

stärkt zugleich die Beziehung zum Verhand-

lungspartner.

Die Ausbildung umfasst fünf Tage (2 x 2,5 

Tage). Hauptthemen sind:

• �Kompetenzen professioneller Verhandler und 

Grundlagen effizienten Verhandelns,

• �Erkennen, worum es dem Gesprächspartner 

wirklich geht,

• �Erkennen der persönlichen Verhandlungs-

stärken und -schwächen, Verbessern des Ver-

handlungsstils,

• �Verhandlungscoaching als lukratives Tätig-

keitsfeld für Steuerberater,

• �eine starke Verhandlungsposition gewinnen,

• typische Verhandlungsfehler,

• �konstruktiver Umgang mit Manipulationen, 

Drohungen und Blockaden,

• �professionelle Abstimmung mit schwierigen 

Mandanten,

• �Analyse eigener Verhandlungsmandate.

http://www.datev.de/news
http://www.datev.de/portal/ShowContent.do?pid=dpi&rid=537304
mailto:recherchedienst%40datev.de?subject=
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=113033
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=155976
http://www.datev.de/shop
http://www.datev.de/chef-seminare
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Tipps zur E-Bilanz

Aus Fremdsystemen mit DATEV übermitteln
Als Datengrundlage kann nicht nur eine vorhandene Buchführung in DATEV Kanzlei-Rechnungswesen pro oder  
compact pro dienen. Auch wenn die Buchführung nicht mit DATEV erstellt wurde, lässt sich die E-Bilanz mit  
DATEV übermitteln.

KONTAKT

Für eine individuelle Unterstützung steht die 
kostenpflichtige Beratung online für 
Kanzleien unter Tel. 0800 5888664 zur 
Verfügung.

DATEV-Software

Auslieferung durch Service-Releases

Kürzere Installationsdauer
Die Installation eines Service-Releases be-

nötigt im Vergleich zu der einer kompletten 

Programm-DVD deutlich weniger Zeit. 

Wenn Sie von einem Systempartner betreut 

werden, sollte er immer die aktuellen Re-

leases installieren. Es besteht auch die 

Möglichkeit, sie unkompliziert und flexibel 

per Fernwartung einzuspielen.

Sollte ein Abruf per DFÜ nicht möglich 

sein, zum Beispiel wegen geringer Band-

breite Ihres Internetanschlusses, können 

Sie die Service-Releases auch gesammelt 

als DVD bestellen. 

Standardinstallation empfohlen 
Installieren Sie die für Sie relevanten Ser-

vice-Releases komplett und möglichst un-

mittelbar nach Bereitstellung über den 

Standardablauf im Installationsmanager, 

damit Sie immer mit den aktuellen Versio-

nen arbeiten.

Bitte informieren Sie auch Ihre Mandanten.

Die aktuellen Software-Versionen werden dieses Jahr als Service-Releases bereitgestellt, die Sie zum Beispiel per 
DFÜ aus dem Rechenzentrum abrufen können. Schwerpunkte sind gesetzliche Änderungen, Fehlerkorrekturen 
und ausgewählte funktionale oder technische Änderungen.

MEHR DAZU

Mehr zur Verfügbarkeit der Service-
Release-DVDs, Servicevideos und weitere 
Informationen unter www.datev.de/
service-release 

Voraussetzungen für den Abruf der 
Zugriffsrechte: Info-Datenbank 
(Dok.-Nr. 1080533)  
Vorgehen zur Installation der Releases: 
Info-Datenbank (Dok.-Nr. 1035583)

Bilanzierende Unternehmen müssen ihre 

Jahresabschlüsse 2013 elektronisch an die 

Finanzverwaltung übermitteln. Bei der Da-

tenbereitstellung unterstützt Sie der DATEV 

E-Bilanz-Assistent, der die komplexen An-

forderungen der Finanzverwaltung berück-

sichtigt.

Dazu gibt es zwei Varianten: 
Sie importieren die Mandantenbuchhaltung 

entweder in Kanzlei-Rechnungswesen pro/

compact pro oder direkt im E-Bilanz-Assis-

tenten. Oder im Mandantensystem ist bereits 

eine Steuer- oder Handelsbilanz verfügbar. 

Diese können Sie ebenfalls direkt in den E-

Bilanz-Assistenten importieren. 

Arbeitshilfen 
Eine Checkliste, die den ASCII-Import in 

Kanzlei-Rechnungswesen pro Schritt für 

Schritt erklärt, finden Sie in der Info-Daten-

bank (Dok.-Nr. 1070427). 

In der Hilfe in Kanzlei-Rechnungswesen 

pro finden Sie unter dem Suchbegriff „Ratge-

ber E-Bilanz“ unter anderem eine Präsentati-

on der wichtigsten Schritte beim Fremdda-

tenimport in den E-Bilanz-Assistenten.

Die nächsten Releases
Geplant für den 28.03.2014
 • �Steuern VZ 2013: Elektronische Daten-

übermittlung von ESt-Erklärungen mit 

Angaben zur Anlage N-Gre, ESt-Erklä-

rungen für beschränkt Steuerpflichtige, 

Erklärung der Gewerbesteuer sowie zur 

gesonderten und einheitlichen Feststel-

lung, Tool Ergänzende Steuerformulare 

(Formulare VZ 2013 sowie Anlage StAb 

2014)

• ���Programme der Wirtschaftsberatung: Ge-

setzliche Änderungen, Anpassung der  

DATEV-Mustervorlagen zum Sanierungs-

bericht an IDW S 6 in Unternehmenspla-

nung pro, Aktualisierung der Branchen-

vergleichsdaten im Ratingreport Banken

• �DATEV Anwalt classic pro: Fehlerbereini-

gungen und Performance-Verbesserungen

Geplant für den 25.04.2014
 • �Steuern VZ 2013: Elektronische Daten-

übermittlung von KSt-Erklärungen sowie 

von Feststellungserklärungen mit Anga-

ben zur Anlage FE-K 4

http://www.datev.de/service-release
http://www.datev.de/service-release
http://www.datev.de/dnlexos/mobile/document.aspx?consumer=webApp&document=1080533
http://www.datev.de/dnlexos/mobile/document.aspx?consumer=webApp&document=1035583
http://www.datev.de/dnlexos/mobile/document.aspx?consumer=webApp&document=1070427
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DATEV-Akademien

Zeit zum Nachdenken 
und Planen

Steuerberater als Unternehmer
Wie können Mandanten erkennen, dass 

sie bei Ihnen gut aufgehoben sind? Wie 

lassen sich Mandantengespräche gestal-

ten? Wie findet man qualifizierte Mitar-

beiter, die zur Kanzlei passen, und wie 

kann man sie langfristig halten? Wie geht 

man mit unterschiedlichen Führungssitu-

ationen adäquat um? 

Diese und weitere Themen behandelt die 

Akademie 2014. Neben den theoretischen 

Grundlagen geht es auch um die prakti-

sche Umsetzung im Alltag. Sie haben Ge-

legenheit, Beispiele aus Ihrem Alltag zu 

diskutieren. Nehmen Sie sich Zeit, The-

men jenseits des Tagesgeschäfts zu bear-

beiten. Folgende Inhalte erwarten Sie:

• �Mitarbeiterführung – das richtige Hand-

werkszeug für Ihren Kanzleialltag,

• �Menschen machen Erfolge – die Jagd 

nach den besten Köpfen,

• Marketing für Steuerkanzleien,

• sattelfest in Mandantengesprächen,

• �positiver Umgang mit Veränderungen – 

Erfolg auch in schwierigen Situationen.

Nachhaltige Kanzleiführung
Wie lässt sich eine Kanzlei so führen und 

organisieren, dass Entwicklung und Profi-

tabilität nachhaltig sichergestellt sind? Er-

werben Sie Wissen und Methoden, um 

den Erfolg Ihrer Kanzlei positiv zu beein-

flussen. Profitieren Sie dabei auch von den 

Erfahrungen aus der Beratungspraxis und 

von den Diskussionen mit Berufskollegen.

• �Trends und ihre Auswirkungen auf die 

Kanzlei,

• �Qualitätsmanagement – Ihr Navigations-

system für eine erfolgreiche Kanzlei,

• �Selbstorganisation – Freiräume schaf-

fen, um an Ihrer Kanzlei zu arbeiten,

• Mitarbeiter finden und entwickeln,

• �Umsatzsicherung durch weitere Leis-

tungen,

• �Controlling in der Kanzlei.

Diese Basisthemen aus dem Manage-

ment sind auf die Belange von Steuerbe-

ratungskanzleien zugeschnitten. Prakti-

sche Beispiele erleichtern die Umset-

zung in der eigenen Kanzlei.

Mancher Steuerberater möchte sich abseits des beruflichen Alltags 
intensiv mit wichtigen Themen beschäftigen. Andere suchen den Erfah-
rungsaustausch mit Berufskollegen und Fachleuten unterschiedlicher 
Bereiche. Für beides finden Sie die beste Gelegenheit auf den Veran-
staltungen der DATEV-Akademie.

MEHR DAZU

DATEV-Akademie 2014 – der  
Steuerberater als Unternehmer
Dauer: 5 Tage (Art.-Nr. 70120) 
Rottach-Egern: 	 23.06. – 27.06.2014 
St. Peter-Ording: 	18.08. – 22.08.2014

MEHR DAZU

DATEV-Management-Akademie
Eine gemeinsame Veranstaltung mit 
der Bundessteuerberaterkammer 
Dauer: 2 x 2,5 Tage (Art.-Nr. 70685) 
Termine derzeit noch in Planung

Seminar  

Digitale  
Datenanalyse

Neben Tipps zum praktischen Einsatz der Software 

erfahren Sie, worauf die Finanzverwaltung Wert legt 

und lernen umfassende Maßnahmen kennen, mit de-

nen Sie die Dienstleistung Ihrer Kanzlei vermarkten 

können. Den Umgang mit der Software erlernen Sie 

am eigenen Schulungsnotebook.

Steuerberater Elmar Lipp aus Koblenz:
„Das Seminar ‚Digitale Datenanalyse – Fach- und 

Praxiswissen kompakt‘ hat genau das gehalten, was 

der Titel versprochen hat. In den drei Tagen wurde 

auf anschauliche Art und Weise anhand praxisnaher 

Beispiele und Übungen das Wissen vermittelt, wel-

ches man zum Einsatz der Software ‚DATEV ACL 

comfort‘ benötigt.“

Lassen Sie sich oder Ihre Mitarbeiter in 
drei Tagen zu Spezialisten in der digitalen 
Datenanalyse ausbilden.

MEHR DAZU

Die detaillierten Seminarinhalte und weitere 
Informationen auf www.datev.de/seminar-
datenanalyse

Termine 
16.-18.  Juni in Köln 
16.-18.  September in Berlin 
18.-20.  November in Hamburg 
02.-04. Dezember in Stuttgart
Dauer: 3 Tage, Art.-Nr. 73059

Anmeldung und weitere Informationen: 
Telefon: +49 911 319-6144 
Fax: +49 911 319-7374 
E-Mail: apveranstaltungen@service.datev.de

ACL und das ACL-Logo sind angemeldete Marken der  
ACL Services Ltd., 1550 Alberni Street, Vancouver BC, 
Kanada, 2004

http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=138013
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=154045
http://www.datev.de/seminar-datenanalyse
http://www.datev.de/seminar-datenanalyse
mailto:apveranstaltungen%40service.datev.de?subject=
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Betriebswirtschaftliche Beratung

Situationsanalyse mit 
BWA-Optimierer

Wenn unterjährig keine Bestandsveränderungen, Abgrenzungen, 

Abschreibungen und Rückstellungen gebucht werden, liefert die Be-

triebswirtschaftliche Auswertung (BWA) meist ein sehr ungenaues 

Ergebnis. So auch die Äußerungen vieler Banken. In den Kreditabtei-

lungen der Banken gehört das nachträgliche Korrigieren der BWA 

deshalb zum Tagesgeschäft. 

Auf dem Weg zur Qualitäts-BWA unterstützt Sie jetzt der neue, in-

teraktive BWA-Optimierer. Mit ihm können Sie die fehlenden Werte 

ergänzen.

MEHR DAZU

Eine Demoversion finden Sie unter www.datev.de/bwa 

In folgenden Seminaren wird der interaktive BWA-Optimierer 
vorgestellt und den Teilnehmern kostenlos zur Verfügung gestellt:

• �Erfolgs- und Liquiditätsanalysen mit der Qualitäts-BWA und dem 
interaktiven BWA-Optimierer (Art.-Nr. 73319),

• BWA-Grundlagen (Art.-Nr. 70334),

• �Analyse und Planung im Rechnungswesen – Werkzeuge für das 
unterjährige Controlling (Art.-Nr. 70337)

Kanzleien berichten darüber, wie sie DATEV-Software 
einfach aus der Cloud im DATEV-Rechenzentrum 
nutzen – bequem, sicher und immer aktuell. In ei-
nem Video sehen Sie ein paar kurze Stellungnahmen.  

Der konkrete Nutzen der DATEVcloud-Software ist für diese An-

wender: Sie müssen sich nicht mehr um IT-Probleme kümmern 

oder Zeit für eine anstehende Installation aufbringen; die Mietkos-

ten für die Serverräume fallen weg und sie können auch unterwegs 

oder zu Hause auf ihre Daten zugreifen. Da die DATEVcloud-Server 

in Deutschland stehen, ist auch die Datensicherheit gewährleistet.

Für welche Kanzlei geeignet?
• �Kanzleien mit maximal acht gleichzeitigen und höchstens 20 ein-

gerichteten Nutzern,

• �Kanzleien, die DATEV-Software aus dem Standardumfang des 

Basis-Angebots oder des DATEV Mehrwert-Angebots einsetzen,

• �Kanzleien mit Anforderungen, die der DATEVcloud-Software- 

Standard abdeckt.

DATEVcloud-Software

Anwendermeinung

Wer die Schnellrechner mobil auf seinem iPhone oder iPad nutzt, kann 

jetzt mit der neuen Version 3.2.5 der DATEV-App die Exportfunktion 

auch unter iOS 7 verwenden. Damit lassen sich die Ergebnisse der Be-

rechnungen direkt per E-Mail an Ihre Mandanten schicken. 

MEHR DAZU

Weitere Informationen zu den Schnellrechnern unter  
www.datev.de/schnellrechner 
www.datev.de/benutzerkonto 
www.datev.de/app

Schnellrechner mobil

Ergebnisse per  
E-Mail senden

Der neue interaktive BWA-Optimierer von DATEV ist ein 
Excel-Tool, in das fehlende Werte zur Simulation und 
Dokumentation eingetragen werden, um ein möglichst 
realistisches Bild der aktuellen Lage zu erhalten.

Tabellen und Informationen für den steuerlichen Berater

Auch als Hardcover
Das bekannte DATEV-Taschenbuch „Ta-

bellen und Informationen für den steuerli-

chen Berater“, 1. Auflage 2014, ist jetzt 

neu auch als großformatige Schreibtisch-

version erhältlich. Die komfortable Hard-

cover-Ausgabe eignet sich bestens als 

Nachschlagewerk. Alle Tabellen und Gra-

fiken sind gut lesbar abgebildet und das 

neue Format bietet zusätzlichen Platz für 

Notizen. Ein weiterer Vorteil: Aufbau und 

Seitenzahlen sind identisch mit dem Taschenbuch. 

BESTELLEN

DATEV-Taschenbuch „Tabellen und Informationen für den 
steuerlichen Berater“, 1. Auflage 2014, großformatige 
Schreibtischversion (Art.-Nr. 11788) im www.datev.de/shop 
Zusätzlich enthalten ist die Möglichkeit des Einzel-Downloads 
einer PDF- und EPUB-Datei. 

Weitere Informationen zu den Tabellen und Informationen unter 
www.datev.de/tabinf

Wie Kanzleien DATEV-Software aus der Cloud im DATEV-
Rechenzentrum nutzen, sehen Sie im Video unter  
www.datev.de | Multimedia | Video | DATEVcloud  
Software oder über den QR-Code.

http://www.datev.de/bwa
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=152752
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=100647
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=102904
http://www.datev.de/schnellrechner
http://www.datev.de/benutzerkonto
http://www.datev.de/app
http://www.youtube.com/watch?v=7vAO0ryD72Y&list=SPABD4E3120B54C8BD
http://www.datev.de/portal/ShowPage.do?pid=dpi&nid=158547
http://www.datev.de/tabinf
http://www.youtube.com/watch?v=7vAO0ryD72Y&list=SPABD4E3120B54C8BD
http://www.youtube.com/watch?v=7vAO0ryD72Y&list=SPABD4E3120B54C8BD
http://www.youtube.com/watch?v=7vAO0ryD72Y&list=SPABD4E3120B54C8BD
http://www.youtube.com/watch?v=7vAO0ryD72Y&list=SPABD4E3120B54C8BD


DATEV magazin 38  
WERTE & VISIONEN

Die engagierten Steuerberaterinnen 
Gabriele Linsel (links im Bild) und 
Angelika Dreier
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Gabriele Linsel ist ein Mensch, der sich schon zu DDR-Zeiten sehr 

aktiv am gesellschaftlichen Leben beteiligt hat. Sie hat beim Ro-

ten Kreuz gearbeitet und sich für Kinderheime engagiert. „Es war mir 

damals schon immer ein Bedürfnis, nicht nur eine Spende irgendwo-

hin zu schicken, sondern auch persönlichen Kontakt zu haben. Nach 

der großen Aufbauphase sind wir bestrebt gewesen, hier auch etwas 

zu machen.“ Sie hat mit vielen Freunden gesprochen, Kollegen und 

Mandanten. Einige von ihnen, wie Steuerberaterin Angelika Dreier, 

waren sofort begeistert. Beide waren maßgeblich an der Gründung des 

Vereins Kindervisionen beteiligt. Beide Frauen stehen heute zusammen 

mit der Steuerberaterin Annette Sachse und Karl-Josef Federlein von 

der DATEV dem Vorstand vor.

Der Slogan „Wir können helfen“, mit dem der Verein in der Öffent-

lichkeit wirbt, fokussiert dieses Ziel. Alle Kinder müssen die Möglichkeit 

haben, in ihrer Freizeit aktiv zu sein: in den Bereichen Sport, Musik, 

Tanz, Kunst und so weiter. Das kostet Geld. Trotz der Förderung der Fe-

rien- und Freizeitgestaltung durch Mittel des Bundes, des Landes oder 

bestehender Vereine und Stiftungen verbleiben oft noch Eigenanteile, 

die die Eltern nicht mehr aufbringen können. Hier, wo in der Regel 

staatliche Unterstützung und Zuschüsse enden, setzt der Verein an. Der 

Verein Kindervisionen Erfurt bietet gezielt Gruppen- und Einzelförde-

rungen an. Deshalb sind auch selbst kleine finanzielle Unterstützungen 

für den Verein sehr wichtig, um die Förderungen gezielt zu realisieren. 

So wird beispielsweise einem Mädchen der Keyboard-Unterricht für ein 

Jahr ermöglicht. Der Verein setzt sich auch intensiv dafür ein, Kindern 

kulturelle Erlebnisse zu vermitteln. So wurde 650 Kindern die Möglich-

keit geboten, eine Theaterveranstaltung in der Alten Oper in Erfurt zu 

besuchen.

Um bedürftige Kinder zu finden, sucht man den Kontakt mit den Bil-

dungsträgern, Schulen, Sportgemeinschaften und den Organisationen 

und Vereinen der Stadt und der Region Erfurt, die ähnliche Ziele verfol-

gen. So werden neben kulturellen Veranstaltungen vor allem Schulfrei-

zeitprojekte und Ferienfreizeiten in sozialen Brennpunktgebieten unter-

stützt. Dafür werden die Mitgliedsbeiträge aufgewendet. „Wenn man 

bedenkt, dass Maßnahmen an kleinen Summen scheitern können, dann 

wird klar, wie wichtig selbst kleine finanzielle Unterstützungen für den 

Verein sind, um effektiv helfen zu können“, meint Gabriele Linsel. Zu-

dem ist der Verein jederzeit aktiv auf der Suche nach Sponsoren und en-

gagierten Mitwirkenden. Denn Zeit ist nicht selten genauso kostbar und 

notwendig wie Geld. Sponsoren oder Vereine anzusprechen, die an ver-

schiedenen Projekten mitarbeiten, verlangt einen hohen zeitlichen Auf-

wand.

Die Projekte werden in den zweimonatlichen Vereinssitzungen vor-

gestellt. „Die Versammlungen sind gut besucht, es kommen immer etwa 

fünfzig Prozent der Mitglieder. „Wir erzählen, was wir seit dem letzten 

Treffen gemacht haben, was in Arbeit ist und was geplant ist“, sagt Gab-

riele Linsel, „dabei darf das gemütliche Zusammensein nicht zu kurz 

kommen, denn letztlich geht es darum, die Kontakte der Mitglieder zu 

nutzen, um das Netzwerk an Mitwirkenden und Sponsoren zu vergrö-

ßern.“ Angelika Dreier ergänzt: „Wir legen auch Wert darauf, uns zu 

verjüngen. Denn es gibt viele junge Leute, die bereit sind, sich ehren-

amtlich zu betätigen.“

Für ihr Engagement wurde Gabriele Linsel schon mehrfach ausge-

zeichnet, unter anderem mit dem Ehrenamtspreis der Stadt Erfurt. Sie 

fühlt sich dadurch in ihrem Bemühen, dem Gemeinwohl zu dienen, be-

stätigt. Das Ehrenamt ist für sie eine Freude: „Ich schenke gerne. Auch 

Zeit. Wir schenken unsere Zeit anderen Menschen, die man nicht per-

sönlich kennt, aber von denen man weiß, dass sie Hilfe brauchen. Das 

empfinde ich als Befriedigung. Es gibt mir ein beruhigendes Gefühl. Die 

Enkelkinder müssen ja keine zehn Geschenke zu Weihnachten bekom-

men. Dann bleibt etwas übrig für Kinder, die weniger haben und Hilfe 

benötigen.“ „Es gibt einem überwiegend Freude“, so empfindet es auch 

Angelika Dreier. „Wir machen nur das, was machbar ist. Was zu viel ist, 

lehnen wir ab. Deshalb wachsen wir auch nur langsam, aber stetig. Wir 

wollen nicht in die Breite gehen. Es muss überschaubar bleiben.“ Ihre 

Idee würden sie schon gerne weitergeben. Sie würden auch Hilfestel-

lung geben, wenn Interessierte in anderen Orten und Städten einen Ver-

ein mit den gleichen Zielen wie Kindervisionen gründen möchten. ●

Ehrenpreiswürdig 
Autor Herbert Fritschka

Verein Kindervisionen  

Gabriele Linsel setzt sich mit ihrem Verein dafür ein, Kindern aus finanziell schwä-
cheren Familien eine Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Viele 
Vereinsmitglieder sind Steuerberater.

Weitere Informationen zum Verein Kindervisionen unter www.kindervisionen.de

http://www.kindervisionen.de
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www.hamacher-privathotels.com
Informationen & Buchung unter:
Tel.: +43 4852-61122

Tel.: 0043 (0) 4852 61122
www.hotel-dolomitengolf.com

Tel.: 0043 (0) 4879 6644
www.hotel-defereggental.com

Tel.: 0043 (0) 4852 61122-500
www.dolomitengolf-suites.com

AUSSERGEWÖHNLICHE DOMIZILE IM SÜDEN ÖSTERREICHS

Golfen vor der Skyline der Lienzer Dolomiten

Cabrio-Touren durch die sonnigen Südalpen

Designer-Suiten direkt am 27-Loch-Golfplatz

http://hamacher-privathotels.com

